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Nach der Bundestagswahl im 
September 2017 tönte der AfD-
Kreisverband Salzgitter: „Die 

AfD hat erfolgreich den Bundestag ge-
stürmt. (...) Die nächste Phase im Krieg 
gegen dieses widerwärtigste System 
das je auf deutschem Boden existierte 
nimmt nun ihren Anfang. (...) das Ende 
der Linken und dieses antideutschen 
Systems ist gekommen.“ (1) Als wi-
derwärtigstes System wird weder das 
imperialistische Kaiserreich bis 1918 
noch das faschistische Regime von 
1933 bis 1945 verstanden, sondern die 
parlamentarische Demokratie. 

Wes Geistes Kinder viele Mitglieder, 
Wähler*innen und parlamentarische Abge-
ordnete der AfD sind, haben wir schon in 
zahlreichen Ausgaben der ALiNa beschrie-
ben. Spätestens die Landtagswahlen in Hes-
sen und Bayern treten nun den Beweis an, 
dass die AfD trotz eindeutiger Verbindungen 

zur faschistischen politischen Szene und 
trotz der vielen skandalösen antidemokrati-
schen und rassistischen Äußerungen keine 
vorübergehende Erscheinung sein wird. Sie 
hat einen festen Platz im Wahlverhalten und 
im Bewusstsein eines Gutteils des Bevölke-
rung eingenommen.

Über Wochen tobte sich der rechte Mob in 
Chemnitz aus. Die Demonstrationen waren 
fest in der organisatorischen Hand rechtsex-
tremer Kreise, Anmelder war die rechtsradi-
kale „Bürgerbewegung Pro Chemnitz“. Aus 
allen Bundesländern reisten Neo-Nazis an. 
Mitglieder der NPD, von „Der Dritte Weg“, 
von den Identitären, einigen Kameradschaf-
ten und rechtsradikalen Burschenschaften, 

der Partei „Die Rechte“ und aus anderen Or-
ganisationen marschierten gemeinsam mit 
„besorgten Bürgern“ und eben mit promi-
nenten AfD-Mitgliedern auf den Straßen der 
sächsischen Großstadt. 

Darunter tummelten sich auch der Bundes-
tagsabgeordnete der AfD Ulrich Oehme mit 
der für ihn arbeitenden Referentin Leyla Bil-
ge. Der Thüringer Landtagsabgeordnete der 
AfD Stefan Möller und die Baden-Württem-
bergischen AfD-Landtagsabgeordneten Ste-
fan Räpple und Hans Peter Strauch gesellten 
sich dazu. 

Sie alle vertreten eine völkisch-nationalisti-
sche Politik. Der Hass auf Flüchtlinge, Ein-
wanderer und auf das Anderssein waren in 
Sprechchören deutlich vernehmbar. Die Mit-
marschierenden der AfD hatten sich nicht 
dorthin verirrt, sondern waren in der bewuss-
ten Absicht vor Ort, den gesellschaftlichen 
Rechtsruck zu befördern.

Sie würden jederzeit die Äußerungen der 
Fraktionsvorsitzenden der AfD im Bundes-
tag, Alice Weidel, unterschreiben, die sie 
schon am 24. Februar 2013 via Facebook 
kundtat: „Der Grund, warum wir von kultur-
fremden Voelkern wie Arabern, Sinti und 
Roma etc überschwemmt werden, ist die 
systematische Zerstörung der bürgerlichen 
Gesellschaft als mögliches Gegengewicht 
von Verfassungsfeinden, von denen wir 
regiert werden. (...) Diese Schweine sind 
nichts anderes als Marionetten der Sieger-
mächte des 2. WK und haben die Aufgabe, 
das dt Volk klein zu halten indem molekulare 
Bürgerkriege in den Ballungszentren durch 
Überfremdung induziert werden sollen.“ (2)

Es gibt zahllose Beispiele für ähnliche Aus-
sagen. Die Höckes, Gaulands, Poggenburgs, 
Bystroms, Goebels, von Storchs, Weidels 
und viele mehr wissen genau, was sie sagen. 
Sie wollen antidemokratische, rassistische, 
völkische und autoritäre Überzeugungen 
und Haltungen gesellschaftlich breit plat-
zieren. Sie haben es trotz der empörenden 
Zitate geschafft, in alle Landtage und in den 
Bundestag einzuziehen, oft mit zweistelli-
gen Prozentzahlen. In Bayern erlangte die 
AfD 10,2 Prozent und 22 Sitze. In Hessen 
stimmten 13,1 Prozent der teilnehmenden 
Wahlberechtigten für die Alternative für 
Deutschland, die nunmehr über 19 Sitze im 
hessischen Landtag verfügt. 

Die Wahlergebnisse lassen nicht allein den 
Schluss zu, dass viele Wähler*innen den 
Regierungsparteien im Bund mit der Wahl 
der AfD einen Denkzettel verpassen wollten. 
Diese Antwort ist zu einfach und lässt außer 
Acht, wie viele von ihnen selbst rassistisch, 
sexistisch, nationalistisch und antidemokra-
tisch denken. Zitate, wie die oben genann-
ten, fallen bei einem Teil der Bevölkerung 
auf einen fruchtbaren Boden. Genau diesen 
beackert diese Partei. Gleichzeitig haben die 
Protagonisten dieses Kurses diejenigen in 
der AfD verdrängt, die diese Haltungen bis-
her nicht zeigen. Sie sind in der Öffentlichkeit 
kaum noch wahrnehmbar, bestimmen nicht 
den Ton in der AfD. 

Einer, der gern mit der rechten und fremden-
feindlichen Identitären Bewegung (IB)pak-
tiert, ist der Unternehmensberater Andreas 
Lichert, übrigens früher ein Mitglied der FDP. 
Seit der Hessenwahl sitzt er für die AfD im 
Landtag. Seine Nähe zu diesem Netzwerk 
schadet ihm offensichtlich nicht, obwohl der 
AfD-Bundesvorstand beschlossen hatte, kei-
ne Zusammenarbeit mit der IB zuzulassen. 
Diese wiederum übt einen großen Einfluss 
auf die Jugendorganisation der AfD aus. 

Andere Rechte bleiben ebenfalls nicht untä-
tig. Dazu zählen die Macher des Magazins 
„Arcadi“. Es „ist nicht nur ein rechtes Life-
stylemagazin, sondern ein Vernetzungspro-
jekt - durch personelle Überschneidungen, 
gegenseitige Bezugnahmen, finanzielle Bezie-
hungen und Treffen außerhalb des virtuellen 
Raums übernimmt es eine Scharnierfunktion 
zwischen AfD-Funktionär*innen, Identitären, 
Burschenschaften und Neonazis.“ (Kai Bud-
ler in „der rechte rand online“)

Das Magazin ist erstaunlich aufwendig ge-
staltet, kommt in der Internetpräsenz betont 
jugendlich und modern daher, versucht die 
rechten Kampfbegriffe geschickt zu entpo-
litisieren und positiv zu besetzen. Völkische 
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Nationalisten sind demnach erst einmal Pa-
trioten und gegen Patriotismus könne man 
doch nicht ernsthaft sein, gelle? Die AfD 
und ihre Jugendorganisation seien durch und 
durch demokratische Parteien mit einem ge-
sunden Patriotismus, zu Unrecht verfolgt von 
staatlichen Überwachungsorganen und völlig 
verirrten Linken.... 

Geschichte wird geschickt neu interpretiert, 
das aktuelle Gesche-
hen ebenso und was in 
Chemnitz geschah, war 
die gerechte Empörung 
besorgter patriotischer 
Bürger*innen, deren Ti-
raden zweifelsfrei ange-
bracht und nicht etwa ras-
sistisch waren. „Arcadi“ 
berichtet oft über die AfD 
und ihr Umfeld. Allein das 
lässt schon ahnen, wel-
chen Einfluss das Magazin 
und seine Macher auf die-
se Partei und die rechte 
Szene nehmen möchten 
und wohl auch nehmen.

Es ist grundsätzlich vor 
dem Hintergrund unserer 
deutschen Vergangenheit 
notwendig, Jugendliche 
im Schulunterricht über die rechten Medien 
und Magazine wie „Arcadi“ aufzuklären, ihre 
Geschichtsverfälschung aufzuzeigen und die 
beschönigenden Termini zu entlarven. Es gibt 
bundesweit sehr wohl eine Rechtsentwick-
lung unter Schüler*innen, der entschieden 
und wirkungsvoll begegnet werden muss. So 
etwas tut Nazis weh. Ihnen sind demokrati-
sche, antirassistisch denkende Menschen 
zuwider, die eine lebendige multikulturelle 
und solidarische Gesellschaft begrüßen und 
nicht den dumpfen völkischen Nationalismus 
ewig gestriger Hohlköpfe.

Die Hamburger AfD trat jüngst einen solchen 

Beweis an, indem sie eine Internet-Plattform 
schuf zur Denunziation von Lehrer*innen. 
Das dort mit der Überschrift „Offensive für 
Meinungsfreiheit und gegen linke Ideologie-
programme“ versehene Programm wird fol-
gendermaßen beschrieben und begründet: 

„Seit Jahren gibt es linke Ideologieprogram-
me an Hamburger Schulen. Immer wieder 
setzen Lehrer die politische Bildung einsei-

tig mit dem Kampf gegen Andersdenkende 
gleich. Mit unserer Aktion ‚Neutrale Schulen 
Hamburg‘ gehen wir deutschlandweit erst-
mals in die Offensive. Wie wollen Schüler 
und Eltern unterstützen, sich im Falle von 
Neutralitätsverstößen oder parteipolitischen 
Einflussnahmen zu wehren. Dabei steht die 
schulinterne Konfliktlösung im Vordergrund. 
(...) In Fällen, in denen eine schulinterne 
Klärung nicht möglich ist, bieten wir an, Ver-
dachtsfälle von der Schulbehörde überprü-
fen zu lassen – natürlich unter Wahrung der 
Persönlichkeitsrechte aller Beteiligten. Wich-
tig ist uns, dass an den Hamburger Schulen 
Diskursräume nicht unzulässigerweise einge-

schränkt werden. Die Grundsätze der Rede- 
und Meinungsfreiheit und ihr Wert für unsere 
Demokratie müssen wieder stärker vermit-
telt werden.“

Die AfD setzt selbstverständlich voraus, dass 
viele Lehrer*innen per se die freie Meinungs-
äußerung von Schüler*innen unterbinden, 
Indoktrination betreiben und ansonsten 
überwiegend linksextrem seien. Deshalb 

sollen Schüler*innen die Gelegenheit nut-
zen, ihre Lehrer*innen anonym bei der AfD 
anzuzeigen. Die AfD möchte auf diese Weise, 
Schule und das Lernen in der Schule nach 
rechts rücken, so wie sie es für die gesamte 
Gesellschaft anstrebt. Es geht hier nicht um 
eine konservative Einstellung, sondern um 
eine zutiefst undemokratische Haltung. Die 
Zeiten des „Heil Hitler!“ sind vorbei und ein 
„Heil Gauland!“ will kein demokratisch ge-
sinnter Mensch hören. Dafür gilt es einzutre-
ten und nicht dem Faschismus die Hintertür 
weit zu öffnen.

Volker Vödisch, Kommentar
1,2 - „der rechte Rand“ - online

Fotos: Reinhard Schwandt, ver.di-Arbeitskreis Frieden
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Am 26. Mai 2019 finden in Hamburg, parallel zu den Wahlen zum Europaparlament auch die Wahlen für die Bezirksver-
sammlungen statt. Hierfür hat die LINKE Altona ein ausführliches Bezirkswahlprogramm erarbeitet und Anfang Oktober 
verabschiedet. Es wird in ganzer Länge in einer kleinen Broschüre veröffentlich und in einer Kurzfassung auf einem Faltblatt 
erscheinen. Hier ein paar Auszüge:

Altona für alle – sozial und solidarisch

Altona zeichnet sich wie kaum ein anderer Bezirk durch Vielfalt und Lebendigkeit aus. Bis 1937 selbständige Großstadt, hat sich 
Altona zu allen Zeiten als offene Stadt verstanden, wie es das Wappen mit den geöffneten Toren symbolisiert. Zu den Stärken 
Altonas gehört auch eine in den 1920er Jahren der Weimarer Republik betriebene vorausschauende und soziale Stadtentwick-

lungspolitik. Der Bau von Wohnungen, Kultur- und Freizeiteinrichtungen wie Museen und Parks wurde damals ebenso als öffentliche 
Aufgabe verstanden wie die Versorgung der Bevölkerung mit wichtigen Dienstleistungen durch kommunale Unternehmen (Gas, Strom, 
Wasser, Verkehr, Gesundheit, Pflege usw.). An diese Geschichte und Traditionen müssen wir heute wieder anknüpfen, denn Altona wird 
in Teilen immer mehr zu einem Event- und Wohnbezirk für Besserverdienende, in dem insbesondere für Rentner*innen, Alleinerziehende, 
Arbeitslose, Menschen mit Behinderung und Migrant*innen kein Platz mehr ist. Auch die Privatisierung öffentlicher Räume und Flächen 
trifft besonders die sozial Benachteiligten, denen die kostenlosen Naherholungsgebiete schleichend genommen werden.

Wir fordern einen radikalen Politikwechsel und treten unter anderem ein:	

Wir wissen, dass viele unserer For-
derungen und Vorstellungen nicht 
auf der Bezirksebene entschieden 

werden und außerparlamentarischer Druck 
unerlässlich ist. Eine starke Linksfraktion in 
der Bezirksversammlung ist aber wichtig, um 
dort bürgerfreundliche Ideen einzubringen 
und die anderen Parteien zu einer Auseinan-
dersetzung zu zwingen. 

Wir wollen kommunale Selbstbestimmungs-
rechte für die Bezirke, denn Vieles, was bis-
her auf Landesebene entschieden wird, ist 
besser im Bezirk und damit bei den unmittel-
bar betroffenen Bürger*innen aufgehoben. 
Voraussetzung hierzu ist ein eigenes Haus-
haltsrecht der Bezirke.

Nach Jahrzehnten einer neoliberalen Politik 
mit Steuersenkungen für Konzerne, Sozialab-
bau, Schuldenbremse, Abschaffung der Woh-
nungsgemeinnützigkeit, Privatisierung (z.B. 
Krankenhäuser, Energieversorgung etc.), 
Überführung von noch städtischen Betrieben 
in gewinnorientierte Wirtschaftsunterneh-
men ist Altona besonders in den letzten Jah-
ren zur Beute von Spekulanten, sogenannten 

Investoren geworden. An deren Interessen 
wird Stadtplanung heutzutage vorrangig aus-
gerichtet. Gleichzeitig gibt es einen immer 
größer werdenden Anteil von Armut in der 
Bevölkerung. 

Die Agenda 2010 hat`s gerichtet. Niedrige 
Löhne, prekäre Beschäftigung, das „Hartz IV“-
System. Insbesondere das Kerngebiet Altona 
mit Mieten bis zu 17,-- Euro pro qm können 
sich viele alteingesessene Altonaer*innen 
nicht mehr leisten. Diese Politik ist ein Nähr-
boden für rechtes Gedankengut. 

Um diesen Trend zu stoppen und umzukeh-
ren, sind grundsätzliche Veränderungen nö-
tig. Wir wollen den öffentlichen Reichtum der 
Vielen, statt privaten Reichtum für die Weni-
gen. Es gibt Alternativen zur herrschenden 
Politik des Sozialabbaus und einer Stadtpla-
nung, die sich vorrangig an den Gewinninter-
essen der Investoren ausrichtet. 

Wer soll das bezahlen, 
wer hat so viel Geld?
In Hamburg leben 42.000 Millionär*innen, 
deren Steueraufkommen durch Steuerge-

schenke ständig sinkt. Hamburg ist reich, 
aber das Geld versickert in Milliardenhöhe bei 
Spekulationsverlusten der HSH-Nordbank, bei 
Renommierprojekten wie der Elbphilharmonie 
oder umweltfeindlichen Wahnsinnsprojekten 
wie der geplanten abermaligen Elbvertiefung. 
Darin haben sich die Senate der vergange-
nen 20 Jahre nicht unterschieden, ob sie nun 
rotgrün, schwarz-grün oder SPD- bzw. CDU- 
Alleinregierungen waren. Wir fordern eine 
Bundesratsinitiative ein, die Vermögens-, Erb-
schafts- und Finanztransaktionssteuer einzu-
führen und den Spitzensteuersatz zu erhöhen. 

Stärken Sie eine Opposition, die etwas be-
wirkt! Wir wollen eine Veränderung von 
Grund auf, ausgehend von den Bezirken. Die 
anderen Parteien wollen, dass Sie Ihre Stim-
me abgeben. Wir wollen, dass Sie DIE LINKE 
wählen, aber vor allem: dass wir gemeinsam 
aktiv werden!  

Ein anderes Hamburg und ein anderes Altona 
sind nötig und möglich.

Altona für alle - 
sozial und solidarisch!

Am Samstag, den 27. Ok-
tober 2018 trafen sich die 
Mitglieder der LINKEN Al-

tona, um eine quotierte Liste für 
die Wahlen zur Bezirksversamm-
lung im Frühjahr 2019 zu wählen. 
Im Vorfeld hat der Bezirksverband 
das Wahlprogramm „Altona für 
alle- sozial und solidarisch“ erar-
beitet und abgestimmt, welches 
die Kernthemen und Anliegen der 
bisherigen Fraktion mit beinhal-
tet. 

Das Ergebnis der Wahl der Liste 
für die Partei DIE LINKE. in Altona vereint das 
Vertrauen in die Erfahrung und den Wunsch 
nach neuer weiblicher Tatkraft. Der Spitzen-
kandidat Robert Jarowoy, 65, Krimiautor, 
wurde bestätigt und wird durch Thérèse 
Fiedler, 33, Rechtsanwältin, auf Platz 2 er-
gänzt, die seit 2018 Mitglied des Bezirksvor-
standes ist.

Auf Platz 3 kam Andrea Benkert, 55, Be-
rufsschullehrerin, die seit vielen Jahren in 
verschiedenen Initiativen in Altona aktiv ist. 
Ebenfalls bestätigt wurde die engagierte Ar-

beit in der Bezirksversammlung von Karsten 
Strasser, 51, Sozialberater, der auf Platz 4 
kam. Platz 5 besetzt Blanca Merz, 60, Sozi-
alarbeiterin, Mitglied der derzeitigen Bezirks-
fraktion und seit langen engagiert unterwegs 
in Altona. Auf Platz 6 wurde Niclas Kruken-
berg, 26, Schwimmtrainer gewählt, der vor 
allem in den Stadtteilen Osdorf/ Lurup ak-
tiv sowie Mitglied des Bezirksvorstandes ist. 
Als weitere Kandidatinnen und Kandidaten 
wurden gewählt: Claudia Dyroff (Lehrerin), 
Klaus-Peter Berndt (Kunsthändler), Cor-
nelia Templin (Krankenschwester), Horst 
Schneider (Drucker), Hamide Scheer (Dipl. 

Sozialwirtin), Hasan Burgucuoglu 
(Lehrer), Wolfgang Ziegert (Lehrer), 
Friedhelm Michnia (Informations-
elektroniker), Metin Kaya (Anwen-
dungsentwickler), Bijan Tavassoli 
(Hacker), Joachim Urschel (zurzeit 
erwerbslos).

„Wir gratulieren allen Kandidatinnen 
und Kandidaten zur Wahl und freuen 
uns auf einen aktiven Wahlkampf. 
DIE LINKE fordert einen radikalen 
Politikwechsel gegen rechts und für 
ein interkulturelles Altona, das Mig-
rantinnen und Migranten sowie Ge-

flüchteten ein neues Zuhause bietet“, sagte 
Suzana Kamperidis, Sprecherin des Be-
zirksvorstandes Altona. „Unsere Politik steht 
für ein friedliches, soziales, solidarisches und 
ökologisches Altona, das Arbeit, Wohnen, 
Gesundheit, Bildung, Mobilität, Kultur und 
Freizeit für alle ermöglicht. Wir wollen überall 
in Altona lebenswerte Quartiere. Dazu gehört 
ein kommunaler sozialer Wohnungsbau, der 
niedrige Mieten ermöglicht und Wohnen als 
Grundrecht realisiert“, ergänzt Metin Kaya, 
Sprecher des Bezirksvorstandes Altona

DIE LINKE Altona hatte am 6. Novem-
ber zu einer Veranstaltung im Alto-
naer Rathaus eingeladen, und über 

200 Menschen füllten den Kollegiensaal. Sie 
hörten eine Reihe von kurzen Vorträgen und 
szenischen Lesungen zum Verlauf der No-
vemberrevolution insgesamt und speziell in 
Altona, ergänzt durch Fotos aus der Zeit vor 
100 Jahren und Musik von damals. 

Es wurde deutlich, wie schrecklich die Le-
bensumstände für die meisten Menschen im 
fünften Jahr des Ersten Weltkriegs waren und 
welche Hoffnungen sie auf eine grundlegen-
de Umgestaltung der Verhältnisse setzten. 
Ein Problem war allerdings, dass viele Arbei-
terInnen immer noch der SPD anhingen, ob-
wohl die Partei bis Anfang 1918 den Krieg un-
terstützt hatte. Die im Jahr zuvor gegründete 
linke Abspaltung USPD war noch schwach 
und nicht so organisiert und entschlossen 
wie die Bolschewiki in Russland, die in der 
Oktoberrevolution 1917 ein ganz neues Kapi-
tel der Geschichte aufgeschlagen hatten. In 
den ersten Novembertagen des Jahres 1918 

schien nach dem Aufstand der 
Matrosen in Kiel und der Abdan-
kung des Kaisers die alte Ordnung 
zu wanken, auch in Hamburg und 
Altona übernahm ein Arbeiter- 
und Soldatenrat die Macht. Schon 
in den folgenden Tagen aber ließ 
er sich auf die Zusammenarbeit 
mit den alten Mächten ein - Se-
nat, Wirtschaft, Verwaltung -, und die Mitglie-
der von Mehrheits-SPD und Gewerkschaften 
im Rat steuerten ihn immer weiter weg vom 
revolutionären Ziel einer umfassenden Neu-
gestaltung der Gesellschaft. 

Dies entsprach der Entwicklung auf Reichse-
bene, wo die Führung der MSPD die Vertre-
ter der MSPD bald aus der Regierung drängte 
und gemeinsam mit reaktionären Freikorps 
alle linken Kräfte entmachtete oder um-
brachte, wie z.B. Karl Liebknecht und Rosa 
Luxemburg.

Die Novemberrevolution führte immerhin 
dazu, dass einige seit Jahrzehnten erhobene 

Forderungen der Arbeiterbewegung verwirk-
licht wurden: Die Einführung des allgemei-
nen Wahlrechts - auch für Frauen - und Ein-
richtung von Betriebsräten, dazu erweiterte 
Grundrechte wie Meinungs- und Pressefrei-
heit.

Zum Ablauf der Veranstaltung ist kritisch an-
zumerken, dass wir den ZuhörerInnen sehr 
reichlich - bzw. für einige zu viel - Material 
geboten haben; das nächste Mal wird es kür-
zer... Alle, die nicht die ganze Veranstaltung 
sehen bzw. nicht kommen konnten oder die 
Texte und Bilder noch einmal ansehen möch-
ten, finden sie auf unserer Website http://
www.die-linke-altona.de

Werner Haertel

	 für ein friedliches soziales, solidarisches und ökolo-
	 gisches Altona, das Arbeit, Wohnen, Gesundheit,  
	 Bildung, Mobilität, Kultur und Freizeit für alle ermöglicht.

	 für ein demokratisches Altona, in dem seine 
	 Bürger*innen auch außerhalb von Wahlen verbindliche 
	 Entscheidungen treffen können.

	 für ein interkulturelles Altona, das Migrant*innen und 
	 Geflüchtete ein neues Zuhause bietet.

	 für ein gleichberechtigtes Altona, das der Benachteili-
	 gung von Frauen entgegenwirkt und die überholten  
	 Geschlechterrollen aufhebt.

	 für ein inklusives Altona, das Menschen mit und ohne 
	 Behinderung ein gemeinsames Zusammenleben ohne 
	 Barrieren ermöglicht.

	 für ein Altona, das im Gegensatz zum neoliberalen 
	 Konzept der ‚wachsenden Stadt‘ die benachteiligten 
	 Stadtteile besonders fördert. Wir wollen überall in 
	 Altona lebenswerte Quartiere. Dazu gehört ein 
	 kommunaler sozialer Wohnungsbau, der niedrige 
	 Mieten ermöglicht und Wohnen als Grundrecht 
	 realisiert. 

DIE LINKE Altona wählte Kandidatinnen und Kandidaten der Gesamtliste für die Bezirksversammlungswahlen 2019

Thérèse Fiedler und Robert Jarowoy. Foto: DIE LINKE

100 Jahre Novemberrevolution in Altona

Gemeinsam aktiv und neu gestärkt! 

es folgen mehrere Seiten konkreter Forderungen.



Seite 7ALiNaSeite 6 ALiNa

Auch punktuelle Bewegungen, wie der Wi-
derstand im Hambacher Forst oder TTIP, 
aber auch örtliche Bürgerinitiativen, können 
erfolgreich sein.

An den Grenzen des Kapitalismus ändert es 
aber nichts. Egal über welche Variante des 
Kapitalismus wir reden, auf die Akkumula-
tion des Kapitals kann er nicht verzichten. 
Und damit nicht auf grenzenlosen Wachs-
tum. Für die Beantwortung der Mensch-
heitsfragen auf diesem Planeten ist diese 
Schranke des Kapitalismus wesentlich. 
Aber auch im real existierenden Sozialismus 
mit Staatseigentum gab es grenzenloses 
Wachstum. Das war im unterentwickelten 
Russland auch notwendig. Sozialismus ist 
ein Systemgedanke, der einen Plan braucht. 

Und der Plan der Sovjetunion war das Land 
industriell zu entwickeln und den kapitalis-
tischen Westen zu überholen. Wäre das ge-
lungen, hätte man die wirtschaftlichen Ziele 
neu geplant. Der Kapitalismus wird nicht 
geplant. Er funktioniert planlos nach den 
Gesetzen der Ausbeutung von Arbeit, Kon-
kurrenz und der Akkumulation von Kapital. 
Und das solange bis er untergeht. Geplant 
wird die Produktion von den einzelnen Ka-
pitalien, Konzernen, Monopolen. Und ob 
sie damit Erfolg haben, entscheidet die an-
geblich „ unsichtbare Hand des Marktes“. 
Natürlich haben wir als Konsument*innen 
Einfluss, und sicher auch mehr als wir ihn 
nutzen. Aber schon mal einen Panzer ge-
kauft? Nicht einmal eine Handfeuerwaffe? 
Ich auch nicht! 

Wirtschaftsunternehmen planen mit Da-
ten, die wir ihnen via Facebook, Google & 
Co. kostenlos zur Verfügung stellen. Diese 
Technologie kann man auch zum Nutzen der 
Mehrheitsgesellschaft in einem neuen Sozi-
alismus einsetzen. Wir sind nicht mehr auf 
den Geschmack, die Wirrungen und Irrun-
gen der Mitglieder eines meist männlichen 
Politbüros angewiesen, wenn es darum 
geht, zu planen wie wir leben wollen, was 
produziert wird und wie es verteilt wird. 

In den siebziger Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts hat das Kapital damit begon-
nen den Klassenkompromiss zwischen Ar-
beit und Kapital aufzukündigen. Das Ergeb-
nis sind die Lebensumstände, die wir mit 
dem Namen Neoliberalismus verbinden. Es 
ist an der Zeit, dass wir unsererseits die Kün-
digung aussprechen, statt darauf zu hoffen, 
der Kapitalismus werde von selbst „ wieder 
lieb sein“. Dort wo sich der Widerspruch 
zwischen Kapital und Arbeit manifestiert, 
an den Arbeitsplätzen, in den Betrieben und 

Konzernen muss der Kampf geführt werden.
Die Antwort auf verschärften Arbeits-
druck mit unbezahlten Überstunden heißt 
nicht: “die Arbeit ist mein Hobby“, sondern 
„Schluss damit!“ und Solidarität innerhalb 
der lohnabhängigen Massen! Dann dreht 
sich der Wind und es zittern in den Palästen, 
jene, die darin wohnen. 

Politisch kann der Kapitalismus mit allen 
Systemen. Er kann Demokratie, er kann Fa-
schismus, Das sich in Erinnerung zu rufen 
ist, angesichts der von der ADF angeführten 
Gegenrevolte zu 1968, von aktueller Be-
deutung. Diese Sprüche hat sich fast jeder 
schon mal anhören dürfen, der die Famili-
engeschichte während der Naziherrschaft 
hinterfragte: „Wenn ich das gewusst hätte! 
Das konnte man ja nicht ahnen!“ Oh ja, man 
konnte es ahnen und hat es auch gewusst. 
Man wollte nur nicht sehen und hören und 
schon gar nicht davon sprechen. Wer genau 
hinschaut sieht, es sind schon lange Linke, 
die das Grundgesetz gegen Rechts verteidi-
gen, weil - wie einst in der Weimarer Repub-
lik - es die bürgerlichen Kräfte den berühm-
ten asiatischen Affen gleich tun. 

Der imperialistische Finanz- und Monopol-
kapitalismus und dessen innere Logik, setzt 
dem, was geht und was nicht, Grenzen. Dies 
ganz wörtlich zu nehmen in der Flüchtlings-
politik. Ich möchte nicht die Menschen in 
den betroffenen Weltgegenden dazu auf-
rufen bei sich zuhause die Systemfrage zu 
stellen, ohne den gleichen Rat uns selber zu 
geben. Der Kapitalismus geht nicht freiwillig 
und auch nicht friedlich. Es ist leider keine 
reine Fantasie, sich eine *„faschistische ka-
pitalistische oligarchische Elite vorzustellen, 
die einen Völkermord an der überflüssigen 
disponiblen Weltbevölkerung organisiert, 
um den Rest in einem verseuchten trüm-
merübersäten Alptraum zu versklaven, 
während sie selbst in einer abgeschotteten 
Kunstwelt lebt.“

Es führt kein Weg daran vorbei, den kapi-
talistischen Wirtschaftsmotor durch etwas 
anderes zu ersetzten. Es muss gelingen in 
einer einigen antikapitalistischen Oppositi-
on die Dominanz des Tauschwertes zuguns-
ten des Gebrauchswertes zurückzudrängen. 
Dazu braucht es ein neues sozialistisches 
Narrativ, eine Geschichte, die wir erfinden 
und planen indem wir sie erzählen. Dann 
werden die Urenkel einmal davon erzählen 
wie uns eine humanere Welt gelang, statt 
uns an in Trümmern schwelenden Feuer-
stellen zu verfluchen. Ein Freund sagte mir 
einst nach einem längeren Gespräch: „Wenn 
ich das alles an mich heranlasse, kann ich 

mich auch gleich erschießen!“ Ich verstehe 
jeden, der verdrängt. Ich mache es selbst 
tagtäglich Für die nächste Ausgabe schrei-
be ich schon an einem Artikel zu dem, was 
Mut macht. 

Herzlichen Dank allen, die sich auf diesen 
düsteren Text eingelassen haben. 

Heinz-Dieter Lechte
*David Harvey, Siebzehn Widersprüche und 

das Ende des Kapitalismus

(1) Der Mehrwerttheorie von Marx, und 
somit dem Begriff Mehrwert, liegt die Er-
kenntnis zugrunde, dass der Lohn nicht 
das Entgelt für die Arbeit, sondern für die 
Arbeitskraft, ist. Für die Arbeit selber er-
zielt der Kapitalist am Markt einen Wert, 
der höher ist als die im Arbeitsstück einge-
frorene entlohnte Arbeitskraft. 

(2) Da man Waren (auch Dienstleistungen 
und Arbeitskraft sind Waren) gebrauchen 
kann haben sie einen Gebrauchswert, da-
mit man sie miteinander tauschen kann 
noch einen zweiten Wert, den Tauschwert. 
Wie tauscht man den Wert der verschie-
den Waren untereinander? Sie müssen 
trotz ihrer Unterschiede etwas haben darin 
sie gleich sind? Wir können alle Waren auf 
einen gemeinsamen Ausdruck reduzieren. 
Die gemeinsame gesellschaftliche Subs-
tanz aller Waren ist die menschliche Arbeit.

(3) Produktionsweise „In der gesellschaft-
lichen Produktion ihres Lebens gehen die 
Menschen bestimmte, notwendige, von ih-
rem Willen unabhängige Verhältnisse ein, 
Produktionsverhältnisse, die einer bestimm-
ten Entwicklungsstufe ihrer materiellen Pro-
duktivkräfte (Arbeitskräfte), Maschinen, 
Technik, usw) entsprechen. Die Gesamtheit 
dieser Produktionsverhältnisse bildet die 
ökonomische Struktur der Gesellschaft, die 
reale Basis, worauf sich ein juristischer und 
politischer Überbau erhebt und welcher be-
stimmte gesellschaftliche Bewußtseinsfor-
men entsprechen. Die Produktionsweise 
des materiellen Lebens bedingt den sozia-
len, politischen und geistigen Lebensprozeß 
überhaupt“. (Karl Marx)

Während die Herrschenden vor-
hergehender ausbeuterischer 
Gesellschaften neben Pracht-

bauten mit ihrer Ausbeute nichts besseres 
anzufangen wussten als sie zu verprassen, 
entwickelte sich unter der Herrschaft des 
besitzenden Großbürgertums mit der Ak-
kumulation von Kapital ein Motor, der in 
beispielloser Dynamik eine rasante gesell-
schaftliche Entwicklung auf den Weg brach-
te. Dieser Motor hat ein Problem. Er lässt  
sich nicht abstellen. 

Jeder Mensch weiß, nichts auf Erden währt 
ewig und nichts 
wächst grenzenlos. 
Nur der Kapitalismus 
will eine Ausnahme 
für sich. Seit Zahlen 
darüber vorliegen 
beträgt das kapita-
listische Wachstum 
jährlich ca. 3%. Das 
heißt, das angehäuf-
te, akkumulierte 
Kapital wächst von 
Jahr zu Jahr ohne 
dass es in der rea-
len Wirtschaft noch 
hinreichend Anlage-
möglichkeiten fin-
det. Deshalb weicht 
es mehr und mehr 
in Finanzspekulati-
onen aus. Das sind 
Kasinowetten, die 
irgendwann platzen. 
Doch der Kapitalis-
mus kann nicht anders. Er ist wie ein Fahr-
rad, das umfällt, wenn keiner mehr stram-
pelt. Irgendwann muss Kapital vernichtet 
werden, damit es weitergehen kann, letzt-
lich auch durch Krieg. Und das böse Spiel 
beginnt von vorne, sofern die Erde noch be-
wohnbar ist. 

Die Schranke des Kapitalismus ist der Ka-
pitalismus selbst. So hat Marx die inneren 
Grenzen des Kapitalismus formuliert, und 
dank seiner wissen wir ziemlich präzise, 
was der Kapitalismus politisch und sozial 
kann, und was nicht. Die inneren Grenzen 
zu kennen bewahrt uns vor Illusionen, vor 
taktischen und strategischen Fehlern. Von 
der Plastiktüte bis zu Waffen, ökologisch be-
trachtet von der Unbewohnbarkeit der Erde 
bis zum nächsten Weltkrieg, bestimmt eine 
Minderheit darüber wie wir auf diesem Pla-

neten leben, die Kapitalist*innenklasse und 
ihre Politiker*innen. Schlimmer noch, es 
sind gar nicht einmal konkrete Menschen, 
die könnte man ja austauschen, sondern ein 
System, das in seinen Grundprinzipien nicht 
anders handeln kann als es agiert.

Schmerzlicher noch als der Zustand der 
Welt selbst ist unser eigenes tätiges Einge-
bundensein in diesen Weltzustand. Friedrich 
Engels beschrieb im 19. Jahrhundert die 
Lage der arbeitenden Klasse in England wie 
nachstehend: „Der Arbeiter ist rechtlich und 
faktisch Sklave der besitzenden Klasse, der 

Bourgeoisie, so sehr ihr Sklave, daß er wie 
eine Ware verkauft wird, wie eine Ware im 
Preise steigt und fällt. Steigt die Nachfrage 
nach Arbeitern, so steigen die Arbeiter im 
Preise; fällt sie, so fallen sie im Preise; fällt 
sie so sehr, daß eine Anzahl Arbeiter nicht 
verkäuflich sind, auf Lager bleiben‘, so blei-
ben sie eben liegen, und da sie vom bloßen 
Liegen nicht leben können, so sterben sie 
Hungers ( heute HartzIV, Anmerkung des 
Verfassers) Der ganze Unterschied gegen 
die alte, offenherzige Sklaverei ist nur der, 
daß der heutige Arbeiter frei zu sein scheint, 
weil er nicht auf einmal verkauft wird, son-
dern stückweise, pro Tag, pro Woche, pro 
Jahr, und weil nicht ein Eigentümer ihn dem 
andern verkauft, sondern er sich selbst auf 
diese Weise verkaufen muß, da er ja nicht 
der Sklave eines einzelnen, sondern der 
ganzen besitzenden Klasse ist.“ 

Nun gut, mag man sagen, das galt sicher für 
das 19. Jahrhundert, aber doch nicht mehr 
heute. Tatsächlich? Abgesehen davon, dass 
die Welt nicht an unserer Nasenspitze en-
det, wer nicht mit einem goldenen Löffel im 
Mund geboren wurde, weiß schon als Kind, 
einst muss es sich als Arbeitskraft auf dem 
Arbeitsmarkt zum Kauf anbieten. Na und, 
mag man denken, ich arbeite gern! Sagte 
doch selbst die Kommunistin Rosa Luxem-
burg: „Die Arbeit, die tüchtige, intensive 
Arbeit, die einen ganz in Anspruch nimmt, 
mit Hirn und Nerven, ist doch der größte Ge-
nuss im Leben“. 

Oh ja, das sagte sie! Und wer sein Leben 
nicht an der Supermarktkasse verbringen 
muss, mag das sogar in seinem Arbeitsle-

ben finden. Rosa 
Luxemburg spricht 
von selbstgewähl-
ter, selbstbestimm-
ter Arbeit und nicht 
vom Tauschwert (2) 
unserer Arbeitskraft. 
Lohnabhängige Ar-
beit gehört nicht uns, 
sondern dem Kapital. 
Nicht die lohnabhän-
gige Arbeit bestimmt, 
was produziert wird, 
sondern die Kapi-
talseite. Dabei geht 
es hier nicht um die 
kleinen inhaberge-
führten Betriebe, in 
denen auch heute 
noch die meisten 
Menschen arbeiten, 
sondern um Kapital-
gesellschaften.

Auch wenn dem Kapitalismus innere Gren-
zen gesetzt sind, die er nicht überspringen 
kann, sein Wesen verändern kann er nicht, 
sein Gesicht schon. Er könnte von den lohn-
abhängigen Massen gezwungen werden 
vom Neoliberalismus in den Zustand des 
Kapitalismus vor dem Neoliberalismus zu-
rückweichen. Im Klassenkampf ist das der 
Klassenkompromiss genannte Interessen-
ausgleich bei Beibehaltung der herrschen-
den Produktionsweise (3) Das hieße, die 
Kapitalseite beließe einen größeren Teil des 
Mehrwertes(1) auf der Arbeiterseite. So wie 
es noch der Fall war als die Nachfragepo-
litik nach der Wirtschaftstheorie von John 
Maynard Keynes die Wirtschaft der BRD be-
einflusste. Eine andere Steuerpolitik könnte 
die Reichen belasten und den Massen mehr 
Netto vom Brutto lassen, wodurch schließ-
lich auch die Nachfrage steigt.

Foto: Pixabay

Die Grenzen des Kapitalismus
Was er kann und was nicht.
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Seit einigen Monaten regiert in Italien 
eine Koalition der rechtspopulisti-
schen Partei „MoVimento 5 Stel-

le“ (M5S, Fünf-Sterne-Bewegung) mit der 
rechtsextremen „Lega“ mit Guiseppe Conte 
an der Spitze. Damit ist Italien nach rechts 
gerückt. Doch noch ist es nicht fest in der 
Hand neofaschistischer Kräfte. Ein Beispiel 
hierfür ist der Bürgermeister der siziliani-
schen Metropole Palermo, Leoluca Orlando. 
2017 wurde er zum fünften Mal in dieses 
Amt gewählt. Er äußerte am 23. Juli dieses 
Jahres in einem Interview mit Birgit Schmid 
für die NZZ (Neue Zürcher Zeitung)  Bemer-
kenswertes, bedenkt man die politische 
Stimmung in seinem Land:

„Wir heißen alle Migranten willkommen. 
Wenn sie fragen, wie viele Flüchtlinge in 
Palermo leben, antworte ich nicht: 60.000 
oder 100.000. Sondern: keine. Wer nach 
Palermo kommt, ist ein Palermitaner. Die 
Charta von Palermo, die ich 2015 verfasst 
habe, hält das fest. Tut mir leid für Sie, Sie 
sind jetzt auch eine Palermitanerin. Sie sind 
aber frei, wegzugehen und nicht mehr Pa-
lermitanerin zu sein.“ (Das Interview kann 
in voller Länge in der NZZ nachgelesen wer-
den und ist in der Tat bemerkenswert! In der 
Suchfunktion einfach „Interview mit Leolu-
ca Orlando am 23.07.2018“ eingeben.)

In diesem Artikel soll es um eben diese 
Charta von Palermo gehen. Sie ist das Er-
gebnis eines von Leoluca Orlando initiierten 
Kongresses, der unter dem Motto „IO SONO 

PERSONA“ (ich bin eine Person) vom 13. 
März bis zum 15. März 2015 stattfand. 

„Kein Mensch hat den Ort, an dem er ge-
boren wird, ausgesucht oder sucht diesen 
aus; jeder Mensch hat den Anspruch darauf 
den Ort an dem er leben, besser leben und 
nicht sterben möchte, frei zu wählen“ – als 
Konsequenz dieser Grundaussage wird in 
der Charta ein unveräußerliches Menschen-
recht auf Freizügigkeit gefordert.  Das ist 
jetzt etwas mehr als 3 ½   Jahre her,  unge-
fähr so lange wie ich in der Flüchtlingsarbeit 
aktiv bin. Von der Charta erfuhr ich durch 
einen Artikel in 
der Frankfurter 
Rundschau, war 
fasziniert von die-
ser für mich posi-
tiven Utopie und 
machte mich auf 
die Suche nach 
dem vollständi-
gen Text. Ich fand 
ihn in einer Über-
setzung des Goe-
the-Instituts von 
Palermo im Inter-
net auf einer Seite der Bürgerschaftsfrakti-
on der Hamburger Linken. Keine plakative 
Forderung, sondern ein durchdachtes argu-
mentatives 11-seitiges Dokument – Ergeb-
nis einer humanitären Herangehensweise 
an das aktuelle Problem von Flüchtlingsbe-
wegungen und Migration. Was ich bis heute 
nicht verstehe ist, dass niemand (auch und 

besonders die Linke) diese Charta aufgegrif-
fen und unterstützt hat. In diesen 3½ Jahren 
hat sich das politische Klima in „unserem“ 
Land, in Europa und weltweit grundlegend 
verändert. 

„Willkommenskultur“ war gestern – heute 
sind die Migranten „die Mutter aller Prob-
leme“, Asylgesetze wurden verschärft, es 
wird in Kriegsgebiete abgeschoben,  das 
politische Spektrum hat sich nach rechts 
entwickelt – selbst Teile der Partei „Die 
Linke“ laufen diesem Trend hinterher. So 
begründete Sarah Wagenknecht ihre Nicht-
teilnahme an der großen Unteilbar-Demo im 
Oktober in Berlin damit, dass dort „offene 
Grenzen“ gefordert würden. Mir dagegen 
hat diese Demo mit fast einer Viertelmillion 
Teilnehmer*innen sowie die vielen Demos 
und Aktionen in vielen deutschen Städten 
für die Seenotrettung im Mittelmeer und 
für offene Häfen Mut gemacht – das ist ein 
AUFSTEHEN wie ich es verstehe. Auf Demos 
oder Veranstaltungen „Hoch die internatio-
nale Solidarität“ zu rufen und andererseits 
vor offenen Grenzen zu warnen, passt ein-
fach nicht zusammen. Dabei ist es für mich 
erst einmal egal ob diese Menschen vor 
politischer Verfolgung, vor Kriegen,  vor 
Hunger oder vor dem Klimawandel fliehen. 
Genau das macht die Charta von Palermo 
aus – sie fordert ein Recht auf Freizügigkeit 
für alle Menschen. Ohne besonders pessi-
mistisch zu sein, kann davon ausgegangen 
werden, dass es in Zukunft nicht weniger, 
sondern eher mehr Fluchtursachen geben 
wird – alleine die (Nicht)Reaktion auf den 
Klimawandel lässt Schlimmes ahnen. 

MENSCHENRECHT AUF FREIZÜGIGKEIT – 
eine Utopie naiver „Gutmenschen“?

Viele Menschen der westlichen Industrie-
staaten kommen in den Genuss einer Frei-
zügigkeit, Schüler*innen machen ein Aus-
landsjahr, Student*innen Auslandssemester 
oder gar das komplette Studium im Ausland, 
auch Arbeit im Ausland ist für viele selbst-
verständlich, wie auch Reisen in alle Welt. 
Innerhalb der EU ist eine definierte Form 

der Freizügigkeit sogar gesetzlich verankert 
– also keineswegs eine weltfremde Utopie.  
Das alles ist natürlich zumindest teilweise 
abhängig vom sozialen Status – aber dem 
Gros der Menschheit völlig verwehrt. Ein 
großes Anliegen der EU und speziell der 
Bundesregierung dagegen ist die Freizügig-
keit des Warenverkehrs. Haben wirtschaftli-
che Produkte mehr Rechte als Menschen? 
Natürlich geht es hier um Interessen und 
um Profit – aber diese Diskussion zeigt den  
Zynismus des kapitalistischen Wirtschafts-
systems.

Ein Schlagwort ist auch das der Ursachen-
bekämpfung, welches gerne benutzt wird 
als Alternative zu einem humanen Umgang 
mit Geflüchteten. Genau hingeschaut geht 
es dabei nicht um eine Verbesserung der 
Lebens- oder politischen Situation der Be-
völkerung in den ärmeren Ländern, sondern 
vorrangig darum z.B. den afrikanischen 
Markt zu besetzen, ihn nicht den Chinesen 
zu überlassen etc.  An der Ausbeutung der 
Länder der 3. Welt, der Aneignung der dor-
tigen Rohstoffe durch westliche Konzerne 
etc. hat sich seit der Kolonialzeit allerdings 
nichts wesentliches geändert, d.h. Flucht-

ursachen werden nicht bekämpft, sondern 
zementiert.
Dafür fließt viel Geld in die sogenannte Si-
cherung der Außengrenzen. Es ist schon 
mehr als makaber, wenn diktatorische Regi-
mes mit Milliarden von Euros dafür bezahlt 
werden quasi neue EU-Außengrenzen in der 
Sahara zu ziehen, wo inzwischen mehr Ge-
flüchtete den Tod finden als im Mittelmeer. 
Gerade hat Frau Merkel die brutale ägypti-
sche Militärdiktatur als vorbildlich in Sachen 
Grenzsicherung gelobt, d.h. dafür dass sie 
die Drecksarbeit für die EU machen. Das 
ganze Gerede von Ursachenbekämpfung er-
weist sich da als hohles Gerede.

Das Thema Flucht und Migration wird an-
gesichts der Weltlage ein dauerhaftes sein 
und die Herrschenden gehen auch davon 
aus und bereiten sich entsprechend vor 
(Stichwort Festung Europa). Alle humanitä-
ren Kräfte und speziell die Linke sollte das 
auch tun ,  offensive Konzepte entwickeln 
und tatsächlich internationale Solidarität 
zeigen und leben.

Ein Menschenrecht auf Freizügigkeit und 
bereits die Diskussion darüber bzw. eine 

Kampagne dazu könnte dabei hilfreich sein, 
würde dazu zwingen z.B. die Diskussion um 
die Klimakatastrophe ernsthaft und mit Kon-
sequenz zu führen. In diesem Sinne HOCH 
DIE INTERNATIONALE SOLIDARITÄT

Jochim Maack

Leoluca Orlando, 1947 in Palermo gebo-
ren, gilt als einer der mutigsten Gegner der 
sizilianischen Mafia. Der heutige Parteilose 
gehörte zuerst der Democrazia Cristiana 
an und gründete danach die überparteili-
che Antikorruptionsbewegung „La Rete“ 
(Das Netz). Der junge Rechtsprofessor 
stieg in die Politik ein als der Präsident Si-
ziliens Piersanti Mattarella, den er beriet, 
von der Mafia ermordet wurde. 

Ab 1985 war Orlando dreimal Bürgermeis-
ter von Palermo und wurde 2012 und 2017 
erneut gewählt. Er war Abgeordneter im 
italienischen Parlament und im EU-Parla-
ment. Wie die Richter Giovanni Falcone 
und Paolo Borsellini, die 1992 durch Bom-
benattentate starben, stand Orlando lange 
auf der Todesliste der Mafia. Orlando ist 
verheiratet und Vater zweier Töchter.

Gastbeitrag

Die Charta von Palermo – Für ein 
Menschenrecht auf Freizügigkeit

Foto: Flickr/Rasande Tyskar.
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INTERNATIONALE FREIZÜGIGKEIT VON MENSCHEN 
CHARTA VON PALERMO 2015 

Von der Migration als Problem zur Freizügigkeit 
als unveräußerlichem Menschenrecht 

Das Recht auf Freizügigkeit als Menschenrecht. Zu einer Staatsbürgerschaft des Wohnorts. Für die Abschaffung 
der Aufenthaltsgenehmigung. 

Für die mit der mittlerweile alltäglichen Migration verbundenen Probleme müssen solche 
Lösungen gefunden werden, die Freizügigkeit als Recht voraussetzen. Dafür ist es notwendig, den 
Ansatz zu ändern, in dem Sinn, dass das „Problem Migration“ dem Recht auf Freizügigkeit Platz 
macht. Kein Mensch hat den Ort, an dem er geboren wird, ausgesucht oder sucht diesen aus; jeder 
Mensch hat den Anspruch darauf, den Ort, an dem er leben, besser leben und nicht sterben 
möchte, frei zu wählen. 
Der Migration als Prozess liegt oft eine Notlage zugrunde, eine dramatische Notlage. Aber dies ist 
lediglich die Spitze des Eisbergs, als der sich die unweigerliche Verlagerung von Millionen 
Menschen darstellt. Dieses Phänomen ist mit der Globalisierung, langfristigen politischen und 
Wirtschaftskrisen verbunden. 

Die Notwendigkeit, den Notstand zu beenden. „Ich bin eine Person.“ 
Es ist notwendig zu verhindern, dass die Migrationsnotstände „chronisch“ werden, da sie alle auf 
eine strukturelle Gegebenheit zurückzuführen sind: die Unmöglichkeit, die Verlagerung von 
Abermillionen Menschen zu blockieren. 
Die Lösung dieses Notstands – nicht nur im Mittelmeerraum, sondern in der ganzen Welt – muss in 
ihrem Wesenskern davon ausgehen, dass sie als zentrales Element den Migranten als Person 
anerkennt: „Ich bin eine Person.“ 
Entsprechend ist die Freizügigkeit aller Menschen als unveräußerliches Menschenrecht 
anzuerkennen. 
Jeder weitere Aspekt – und darin ist auch das Konzept der „Sicherheit“ mit eingeschlossen, auf das 
sich zu oft missbräuchlich berufen wird – muss kohärent mit dieser Ausgangslage sein. 
In der gleichen Weise muss auch jede rechtliche, verwaltungsrechtliche, organisatorische 
Maßnahme und jedes sonstige Verfahren von der Voraussetzung ausgehen, dass das 
Menschenrecht auf Freizügigkeit aller Personen anzuerkennen ist. 

Den kompletten Text der Charta von Palermo findet Ihr unter folgendem link:
https://www.linksfraktion-hamburg.de/wp-content/uploads/2015/12/pdf-carta-di-palermo-ger.pdf
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Der Senat hat sich im Oktober ent-
schieden, den ersten Satz des 
Volksentscheids von 2013 kom-

plett umzusetzen. Am 22.9.2013 entschied 
eine Mehrheit der Hamburger*innen: „Se-
nat und Bürgerschaft unternehmen frist-
gerecht alle notwendigen und zulässigen 
Schritte, um die Hamburger  Strom-, Fern-
wärme- und Gasleitungsnetze 2015 wie-
der vollständig in die Öffentliche Hand zu 
übernehmen. Verbindliches Ziel ist eine 
sozial gerechte, klimaverträgliche und 
demokratisch kontrollierte Energiever-
sorgung aus erneuerbaren Energien.“

Zwar hat der Rückkauf insbesondere des 
Fernwärmenetzes viel zu lange gedau-
ert, aber knapp 1½ Jahre vor der Bürger-
schaftswahl hat sich der Senat nicht ge-
traut, den Volksentscheid zu brechen. Zum 
Fernwärmenetz gehören auch alle erforder-
lichen  Anlagen zur Wärmeproduktion. Die-
ses Fernwärmesystem versorgt Hundert-
tausende Hamburger*innen. Es wird ganz 
überwiegend mit Steinkohle betrieben, was 
die ohnehin schon dramatische globale Er-

wärmung weiter anheizt. Und: Heizkosten 
belasten viele Mieter*innen erheblich.

Für eine sozial gerechte und klimaver-
trägliche Wärmeversorgung
Dringend notwendig ist eine Wärmewende, 
ein schneller Ausstieg aus der Kohle und  
möglichst bald auch aus dem Erdgas. Weit-

gehend unstrittig ist, dass das alte, drecki-
ge und störanfällige Heizkraftwerk (HKW) 
Wedel rasch stillgelegt werden muss. Sehr 
strittig ist, wo welche Anlagen als Ersatz 
errichtet werden sollen. Die Behörde für 
Umwelt und Energie (BUE) plante lange eine 
zumindest indirekte Beteiligung des Vatten-
fall-Kraftwerks Moorburg und Vattenfall for-

derte den Wedel-Ersatz nur aus Moorburg. 
Vattenfall hat jetzt erklärt, nicht mehr ins 
Fernwärmenetz einspeisen zu wollen.

Die BUE will jetzt Anlagen in der Nähe des 
Klärwerks Dradenau (südlich der Elbe) 
bauen. Eine Großwärmepumpe soll deren 
Abwärme auf ca. 60 Grad anheben. An-
schließend soll mit Gas auf die erforderli-
chen 130 Grad nach geheizt werden. Der 
Anteil erneuerbarer Wärme wäre gering. 
Den größten Anteil soll ein gasbetriebenes 
Heizkraftwerk liefern. Hinzu kämen kleine 
Mengen industrieller Abwärme. Die Wärme 
soll durch eine Trasse unter der Elbe ins 
Fernwärmenetz eingespeist werden. Diese 
Lösung ist teuer (Großwärmepumpe; Elbt-
rasse) und ihre Realisierung wird mehrere 
Jahre dauern, in denen das HKW Wedel 
weiter laufen müsste. Die hohen Kosten 
werden letztlich von den Kund*innen zu 
bezahlen sein. Bürgermeister Tschentscher 
hat aber versprochen, die Fernwärmeprei-
se des städtischen Unternehmens nicht 
stärker steigen zu lassen als die Wärme-
preise sonst.  

Wird die Elbtrasse gebaut, besteht die Ge-
fahr, dass die nächste Regierungskoalition 
sich darauf einigt, doch Kohlewärme aus 
Moorburg zu nutzen. Die Trasse würde 
dann bis zum HKW verlängert, würde zur 
Moorburgtrasse. Zu Fernwärme aus Drade-
nau gibt es am Energiestandort Stellinger 
Moor eine viel bessere Alternative. Die wur-
de schon Ende 2015 vom Beratungsinstitut 
BET im Behördenauftrag ausgearbeitet. 
Die Nordvariante ist kostengünstiger und 
schneller realisierbar als eine Südvariante  
( https://www.hamburger-energietisch.
de/elbtrasse/#Nord-Alternative ).
Was ist zu tun?
Die Pläne für die Elbtrasse werden voraus-
sichtlich Anfang 2019 öffentlich ausgelegt. 
Dagegen können Einwendungen eingelegt 
werden, die vom Antragsteller und der Ge-
nehmigungsbehörde beantwortet werden 
müssen. Gegen die endgültigen Pläne kann 
geklagt werden. Massiver zivilgesellschaft-
licher Widerstand ist nötig:

Bürger*innen an der geplanten Trassen-
führung können gegen diese Einwendun-

gen einlegen. Aber auch alle anderen 
Hamburger*innen können das tun. Nähere 
Hinweise siehe :  https://www.hamburger-
energietisch.de/elbtrasse/ .

Die BI „Keine Elbtrasse!“ ( http://trasse-
stoppen.bplaced.net/wordpress/ ) kann 
Unterstützung bei der Information der 
Einwohner*innen der Stadtteile und bei der 
Organisation von Aktionen gut gebrauchen.

Menschen im Bezirk Altona und in ganz 
Hamburg sollten sich am Widerstand ge-
gen die Elbtrasse und für die alternative 
Nordlösung beteiligen. Der Hamburger 
Energietisch ( https://www.hamburger-
energietisch.de/ ) organisiert zusammen 
mit Bündnispartner*innen diese Aktivitä-
ten.

DIE LINKE wird den Kampf für einen sozial 
gerechten und klimaverträglichen Ersatz 
für das HKW Wedel auf der Straße und in 
den Parlamenten unterstützen.

Gilbert Siegler

Ökologie Ökologie

Keine Elbtrasse – 
Volksentscheid vollständig umsetzen!

Fotos: Günther Bock
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Eigentlich heißt es, die Familie sei 
ein Schutzraum, nicht so für Frauen 
(und Kinder). Für Frauen ist es der 

gefährlichste Ort und das hat etwas mit 
Macht und Herrschaft – mit patriarchalen 
Strukturen – zu tun!

Im Jahre 2017 wurden fast 140000 Fälle 
von Gewalt innerhalb der Partnerschaft 
bekannt. 2013 wurden noch 121000 Fälle 
registriert. 82% der Opfer waren Frauen 
(aber auch mehrere Tausend Männer). Da-
bei kann davon ausgegangen werden, dass 
die Steigerung im Wesentlichen auf eine 

größere Bereitschaft, die Taten anzuzeigen, 
zurückzuführen ist. Nach Behördenanga-
ben gibt es eine hohe Dunkelziffer. Lange 
Zeit wurde das Thema „häusliche Gewalt“ 
eher tabuisiert und aus Scham und Angst 
schweigen viele Frauen. Es wird vermutet, 
dass nur etwa 20% der Betroffenen Hilfe in 
Anspruch nehmen.

Die Bandbreite von Gewalt in der Partner-
schaft geht über Beschimpfungen, Demüti-
gungen, Psychoterror, wütendes Schubsen, 
Ohrfeigen bis hin zu Schlagen mit Gegen-
ständen, Verprügeln und Angriffen mit Waf-
fen. Die Angaben zu sexuellen Übergriffen 
betreffen erzwungene sexuelle Handlungen 
bis zu Vergewaltigungen. Die Kriminalsta-
tistik erfasst auch Bedrohungen, Stalking, 
Freiheitsberaubung und 364 Fälle von 
Mord und Totschlag (Gewalt mit Todesfol-
ge). 147-mal wurde eine Frau von ihrem 
Partner oder Expartner ermordet. Das sind 
keine Einzeltaten, beschönigend wird oft 

von Familiendramen gesprochen, nein, das 
ist strukturelle Gewalt!

Am meisten gefährdet sind Frauen in Tren-
nungs- und Scheidungszeiten. Dass Tren-
nungen Trauer und Verzweiflung auslösen 
können, ist verständlich, aber oft kommt 
dann noch eine weitere Komponente dazu: 
männliches Besitzdenken! „Die Frau gehört 
mir! Und wenn ich sie nicht mehr haben 
kann, soll sie auch kein anderer haben!“ 
Frauen werden nicht nur in sogn. „Sozialen 
Brennpunkten“ geschlagen, vergewaltigt, 
beschimpft, gedemütigt und umgebracht. 

Eine Studie von 2009 belegt, dass Frauen 
aus allen Schichten betroffen sind.

Der internationale Tag 
gegen Gewalt an Frauen 
1981 wurde von Menschrechtsorganisatio-
nen und Feministinnen der 25. November 
als Gedenktag für die Opfer von Gewalt an 
Frauen ausgerufen und 1999 offiziell von 
den Vereinten Nationen aufgegriffen. Ne-
ben häuslicher Gewalt geht es aber natür-
lich auch um Themen wie: Gewalt, sexueller 
Missbrauch und Vergewaltigung außerhalb 
des Hauses, Zwangsprostitution, Genital-
verstümmelung, Zwangsheirat, Sextouris-
mus, vorgeburtliche Geschlechtsselektion 
und Femizide (Tötung wegen Zugehörigkeit 
zum weiblichen Geschlecht). In den letzten 
Jahren bemühen sich vermehrt Frauenbe-
wegung, andere politische Gruppen und 
Teile der Partei DIE LINKE diesen Tag für 
Aktionen, Proteste und Öffentlichkeitsarbeit 
zu nutzen. 

So fanden auch im Jahr 2018 in Hamburg 
wieder verschiedene Kundgebungen und 
Demonstrationen aus diesem Anlass statt. 
In diesem Jahr ist zu bemerken, dass die 
jährlichen Aktionen Früchte tragen, denn 
vermehrt haben die Medien das Thema 
häusliche Gewalt aufgegriffen und über die 
veröffentlichten Daten des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) berichtet. Auch die Familien-
ministerin Franziska Giffey, die den Bericht 
vorstellte, versprach mehr Hilfsangebote 
und die Sanierung von Frauenhäusern.

Es muss mehr Hilfsangebo-
te für Frauen (und Kinder) 
geben und die vorhandenen 
bekannt gemacht werden. 
Dazu gehört auch, dass er-
heblich mehr Frauenhaus-
plätze geschaffen (in Ham-
burg fehlen 230 geschützte 
Räume für Frauen) und die-
se bedarfsgerecht gefördert 
und personell gut ausgestat-
tet werden müssen.  Denn 
leider mussten hilfesuchen-
de Frauen (mit ihren Kin-
dern) auch im letzten Jahr 
aus Platzmangel abgewie-
sen bzw. auf andere Bundes-
länder verteilt werden.

Wir dürfen nicht wegse-
hen! Gute Ansätze gibt es 

in einigen Stadtteilen, in denen sich Frau-
en selbst organisieren, um sich gegensei-
tig Hilfe und Unterstützung zu geben. Oft 
muss überhaupt erst ein Weg aus diesem 
Gewalt- und Abhängigkeitsverhältnis auf-
gezeigt und dann herausgefunden werden.

Hier sei noch mal auf das Hilfetelefon hin-
gewiesen:

Es wird an 365 Tagen im Jahr, rund um die 
Uhr, anonym, kostenfrei und in 18 Spra-
chen angeboten:

Marlit Klaus

Das Zuhause ist der gefährlichste Ort einer Frau
Frauen

Foto: Marlit Klaus
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Landesarbeitsgemeinschaft LAG Feminismus gegründet!

Seit den Bundestagswahlen 2017 
hatten Genossinnen des Landesver-
bandes Hamburg das dringende Be-

dürfnis sich regelmäßig zu treffen, auszu-
tauschen und gemeinsam frauenpolitisch 
aktiver zu werden. Im Bundestagswahlkampf 
stritten wir darum, eine Genossin auf Platz 1 
der Landesliste zu wählen, ein Plakat zu ei-
nem frauenpolitischen Thema herauszuge-
ben und eine Frauenbroschüre zu erarbeiten. 
Dazu wählten wir das Frauenplenum, was ei-
gentlich nur dazu gedacht ist, dass sich Frau-
en vor den Landesparteitagen treffen können, 
um sich gemeinsam auf diesen vorzubereiten. 
Auch nach den Bundestagswahlen trafen wir 
uns monatlich weiter.

Mit dem Gremium „Frauenplenum“ - als re-
gelmäßig tagend - waren wir aber nicht in die 

Strukturen der Partei eingebunden und hat-
ten z.B. auch nicht die Rechte eines eigenen 
Budgets. Schnell waren wir uns einig, dass 
wir „LAG Feminismus“ und nicht „LAG Frau-
en“ heißen wollten. Sagt doch „Feminismus“ 
klarer etwas über die politische Ausrichtung 
dieser Arbeitsgemeinschaft aus.

Für das „Selbstverständnis“ orientierten wir 
uns an dem Statement der AG Frauen Altona. 
Da steht z.B. „Wir kämpfen gegen patriarchale 
Strukturen,  Mackertum und männliche Vor-
herrschaft  –  auch innerhalb unserer Partei.  
Dafür wollen wir auch die Männer  sensibili-
sieren und gewinnen.“ An dem letzten Satz 
entspann sich eine kontroverse Debatte, weil 
einige Frauen meinten, dass sie keine Lust 
hätten, auch noch die Männer zu sensibilisie-
ren, das sollten diese schließlich selber ma-

chen. Die anderen meinten, ihnen ginge es 
darum, etwas in den Köpfen und „Herzen“ der 
Männer zu bewegen. Es wäre gut, wenn wir 
die Unterdrückung von Frauen in allen Facet-
ten deutlich machen könnten. Die  Ersteren 
wiesen darauf hin, dass es ja nicht nur Män-
ner seien, von denen wir uns mehr Aufmerk-
samkeit für die „Frauenfrage“ wünschten. Es 
gebe ja auch viele Frauen, die sich bisher we-
nig mit der Diskriminierung von Frauen aus-
einandergesetzt hätten. Zum Schluss einigten 
wir uns darauf, dass wir „alle Geschlechter*“ 
(also: Frauen, Männer und Trans- und Inter-
personen) sensibilisieren wollen.

Die LAG Feminismus ist für die Mitarbeit von 
Männern offen, behält sich aber vor, in be-
stimmten Situationen, als Ausnahme kurzzei-
tig nur als Frauengruppe zu tagen.

Selbstverständnis der LAG Feminismus

Feminismus – hier und jetzt
Die LAG Feminismus ist eine Landesarbeitsgemeinschaft der LINKEN, die sich für die Gleichberechtigung aller Geschlechter 

einsetzt. Willkommen sind bei uns alle, die sich mit unseren Zielen identifizieren können.

Wir kämpfen gegen patriarchale Strukturen, strukturelle Benachteiligung, Sexismus bzw. Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts, Gewalt und Mackertum. Wenn wir von Gewalt sprechen, reden wir nicht ausschließlich von physischer, 

häuslicher, psychischer und sexueller Gewalt, sondern auch von struktureller Gewalt in der Gesellschaft. Wir 
kämpfen zur Erreichung unserer Ziele gegen die festgefahrenen Strukturen, sowohl in der Gesellschaft, als 

auch innerhalb unserer Partei. Wir praktizieren ein wertschätzendes und solidarisches Miteinander und for-
dern dies auch ein. Des Weiteren treten wir für gezielte Maßnahmen zur Gleichstellung in unserer Partei 

ein. Wir werden bei jeder Gelegenheit, die sich uns dafür bietet dem „Sexismus die 
rote Karte zeigen“, um Sexismus für alle sichtbar zu machen und dem ein Ende zu 

setzen. Wir wollen Menschen Raum geben, sich weiterzubilden, sich mit dem 
Thema Feminismus auseinanderzusetzen und einzubringen. Wir möchten 

die Präsenz von Frauen* in der LINKEN erhöhen und ihren Anliegen eine 
größere Bedeutung verleihen. Wir wollen Frauen* bestärken, in Debatten 

einzugreifen und Ämter und Mandate zu übernehmen. Wir kämpfen für 
eine emanzipatorische, demokratische, solidarische und sozialistische 

Zukunft.

Diese Ziele erreichen wir, indem wir themenbezogene Veranstal-
tungen wie Seminare und Infoabende organisieren und neue 
Gleichgesinnte für unsere LAG und neue Genoss*innen für die 
Partei gewinnen. Die Veranstaltungen beinhalten aktuelle frau-
enpolitische Themen ebenso wie feministische Theorien und 
historische Spurensuche. Wir treten dem „Feindbild Feminis-
mus“ und dem wachsenden Antifeminismus durch Informa-
tionsveranstaltungen und Aktionen entgegen. Dafür arbei-

ten wir interdisziplinär. Außerdem ermutigen wir uns zum 
gemeinsamen Empowerment. Auch werden wir ein 

Mentoringprogramm einführen, um das politische 
Engagement von Gleichgesinnten gezielt zu unter-
stützen. Denn Frauenemanzipation kommt allen 
zu Gute. Und deshalb wollen wir ALLE für unseren 
Kampf gewinnen.



Erst vor 100 Jahren erreichten die 
Frauen in Deutschland das aktive 
und passive Wahlrecht. Bis dahin 

war es ein langer und steiniger Weg. Patri-
archale Machtstrukturen gab es lange vor 
dem Kapitalismus, entsprechend lang ist 
auch der Kampf von Frauen für Gleichbe-
rechtigung.

Es ist bekannt, dass Olympe de Gouges 
1791 während der Französischen Revolu-
tion in Paris Forderungen nach politischer 
Mündigkeit und Gleichberechtigung der 
Frauen in einer „Erklärung  der Rechte der 
Frau und Bürgerin“ formulierte und veröf-
fentlichte. 1793 wurde sie aufgrund ihres 
Kampfes für Frauenrechte verhaftet und 
hingerichtet. Im Zuge der Auseinanderset-
zung für die Abschaffung des Zensuswahl-
rechtes der Männer (wählen durfte, wer 
Finanzmittel, Grundbesitz oder Vermögen 
nachweisen konnte) werden in Deutschland 
um1818 die Forderungen für das Frauen-
wahlrecht drängender.

Frauen gründeten in mehreren Städten de-
mokratische Vereine, politisierten sich und 
traten für ihre Rechte ein, es entstanden 

mehrere Frauenzeitschriften, die die sozi-
ale Frage, die Lage der Arbeiterinnen zum 
Thema hatten und Männerherrschaft und 
die geringen Rechte der Frauen anpranger-
ten.
Bei Kämpfen in den Jahren 1848/49 waren 
auch zahlreiche Frauen auf den Barrikaden 
und Arbeiterinnen demonstrierten. Durch-
setzen konnte sich in der demokratischen 
Opposition aber nur: „Ein Mann – eine Stim-
me“. Die Forderungen der Frauen wurden 
„vergessen“. So schrieb Luise Otto Peters 
1849 über die Nationalversammlung, die 
eine Verfassung des „Deutschen Volkes“ 
beriet: „Wo sie das Volk meinen, zählen sie 
die Frauen nicht mit“, denn mit dem „deut-
schen Volk“ waren nur die deutschen bür-
gerlichen Männer über 25 Jahren gemeint. 
Louise Otto Peters war Mitbegründerin des 
allgemeinen Deutschen Frauenvereins und 
setzte sich mit der politischen Stellung der 
Frau im Staate auseinander.

Als Reaktion auf die 48-Revolution und 
das Aufbegehren der Frauen trat 1850 das 
preußische Vereinsgesetz in Kraft. Frauen 
wurde hierin die Gründung von, die Mit-
gliedschaft und die Teilnahme an Sitzungen 

in Vereinen verboten. Frauen war es auch 
verboten an politischen Versammlungen 
teilzunehmen. Zum Teil versuchten Frauen 
dann Vereine als Wohlfahrtsverbände zu 
tarnen.

Vielen Männern war die Vorstellung von 
Frauen an den Urnen und in den Plenarsä-
len allerdings nicht geheuer. Das schwache 
Geschlecht „ verstünde nichts von Politik 
und werde schnell hysterisch“, argumen-
tierten sie. Politik galt als unweiblich. „Ich 
glaube, es sähe traurig aus um unser preu-
ßisches Volk, um unseren preußischen 
Staat, wenn die leichte Erregsamkeit der 
Frauen in öffentlichen Verhandlungen das 
Volk bewegen sollte“, sorgt sich der preu-
ßische Innenminister Hans von Hammer-
stein-Loxten.  „Die Verheiratete ist eins mit 
ihrem Manne, beide zusammen haben nach 
außen nur einen Willen“ argumentiert der 
Politiker und Historiker Heinrich von Sybel. 
Die Damen sollten sich doch lieber mit ei-
ner Stimme pro Haushalt zufriedengeben, 
die der Mann abgebe. Am Ende, fürchten 
viele, seien sich Eheleute noch uneinig.

„Da die Frau von Natur die körperlich 
Schwächere ist, kann sie niemals mehr 
Freiheit gewinnen, als ihr die Männer mit 
den stärkeren Armen zugestehen wollen. 
Ihre Hoffnung kann nur darin bestehen, die 
Männer durch Berufung auf ihre Ritterlich-
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Den Frauen eine Stimme!
– 100 Jahre Frauenwahlrecht 

keit zeitweise ihre Übermacht vergessen zu 
lassen.“ Der Bohème-Schriftsteller Oskar 
A. H. Schmitz 1915 über das Wahlrecht (Zi-
tate nach Süddeutsche Zeitung 
12.11.2018)

Mit Gründung des Deutsche 
Reiches 1871 gab es zwar das 
allgemeine, gleiche, unmittelba-
re, geheime aktive und passive 
Wahlrecht aber nur für bürgerli-
che Männer über 25 Jahren. Es 
galt weiter das männliche Drei-
klassenwahlrecht. Von Hedwig 
Dohm einer bürgerlichen Frau-
enrechtlerin aus dieser Zeit 
stammt die Parole: „Menschen-
rechte haben kein Geschlecht.“

1891 nimmt die SPD die Forde-
rung nach dem Frauenstimm-
recht in ihr Programm auf.  Clara 
Zetkin spricht vor den Delegier-
ten des Parteitages über die 
proletarische Frauenbewegung. 
1907 organisiert sie mit ande-
ren den ersten internationalen 
sozialistischen Frauenkongress.  

1908 fällt das Politikverbot für 
Frauen. Endlich dürfen sie in po-
litische Vereine und Parteien eintreten und 
auch politische Vereine gründen. Während 
des 1. Weltkriegen gab es dann viele Anträ-
ge, Erklärungen, Kundgebungen zur Frage 
des Frauenwahlrechts. Bürgerliche und pro-
letarische Frauenbewegung schlossen sich 

zu gemeinsamen Aktionen - für das Recht 
der Frau zu wählen und gewählt zu werden 
-  zusammen.

Aber erst im Zuge der Novemberrevolu-
tion 1918 ist der Druck so groß, dass das 
Frauenwahlrecht  nicht mehr zu ignorieren 
ist. Am 12. November 1918 stellte der so-
genannte Rat der Volksbeauftragten ein 
Regierungsprogramm vor, das als Teil einer 

allgemeinen Wahlrechtsreform das Frauen-
wahlrecht beinhaltet.

Am 19. Januar 1919 bei der 
Wahl zur verfassunggebenden 
Nationalversammlung der neu-
en Republik nahmen die Frauen 
das erste Mal, als Wählerinnen 
und  Kandidatinnen  teil. Über 
80 Prozent der wahlberechtig-
ten Frauen gaben ihre Stimme 
ab und 300 Frauen kandidier-
ten. Von den insgesamt 423 
Abgeordneten zogen 37 Frauen 
(8,8 %) in die Nationalversamm-
lung ein.

100 Jahre später gibt es im Bun-
destag immer nur noch 30,9 % 
weibliche Abgeordnete (Okto-
ber 2017). Den größten Frau-
enanteil haben die Grünen mit 
58,2%, gefolgt von den LINKEN 
mit 53,6%. (SPD 41,8 %, FDP 
23,8%, CDU/CSU 19,9%, AfD 
10,9%) Von der Parität sind wir 
also weit entfernt. Sie wird nur 
von den LINKEN und Grünen er-
reicht. Selbst Teile der bürgerli-
chen Parteien machen sich in-
zwischen Gedanken, wie das zu 

ändern wäre. Ihre Vorschläge sind u.a., die 
Listen  der Kandidat*innen, abwechseln mit 
Frauen und Männern zu besetzen, so wie es 
LINKE und Grüne schon tun.

Marlit Klaus

Am 19. Februar 1919 eröffnet Marie Juchacz ihre Rede als erste Frau in der Weimarer Nationalversammlung  Foto: AdsD/FES
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Hier die aktuellen Informationen zur 
Bürgerinitiative Prellbock:

Enge Zusammenarbeit
mit dem VCD Nord
Zusammen mit dem VCD-Nord (Ver-
kehrsClubDeutschland) haben wir seit 
dem 20.08.2018 einen unbefristeten Bau-
stopp Diebsteich erreicht. Das Urteil des 
Oberverwaltungsgerichts ist über 35 Sei-
ten lang und es werden zahlreiche Punkte 
angeführt, die zum Baustopp geführt ha-
ben. Das Thema Autoreisezüge war für das 
OVG das I-Tüpfelchen und ein ganz harter 
Grund, den Baustopp zu erlassen. Unsere 
Zusammenarbeit mit dem VCD ist ein klei-
ner Juwel!

Geld-Spenden-Geld
Wir haben viele Spenden bekommen, um 
mit Rechtsanwalt  Rüdiger Nebelsieck  den 
Eilantrag  durchzubekommen.

Das Hauptverfahren vor dem  
Oberverwaltungsgericht
Wir schätzen, dass das Hauptverfahren 
im Frühjahr/Sommer 2019 startet und es 
länger dauern wird, als öffentlich in der 

Presse gehandelt wird. Viele Punkte sind 
im Hauptverfahren zu klären. Das Thema 
Autoreisezüge und die fehlende Verlade-
stelle ist eines von vielen Themen.

Prellbock und VCD - 
aktiver denn je
Nachdem wir alle zusammen  mit einem 
Pappbecher Sekt den Eilantrag-Sieg ge-
würdigt haben, ging es aber im Spätsom-
mer gleich ganz aktiv weiter.

Freitags gehört der Altonaer  
Bahnhof zu Prellbock
Wir stehen fast jeden Freitagnachmittag 
am und im Bahnhof Altona, um auf aktu-
elle Themen zum Bahnhof aufmerksam zu 
machen. Und das ist mehr als wichtig: Wir 
sind am und in unserem Bahnhof präsent 
und aktiv und geschätzt.

Präsent im Internet, auf Facebook 
und Twitter
Wir nehmen mit gemeinsamen Presseer-
klärungen und mit Prellbock-Flugblättern 
zu allen aktuellen Themen Stellung und 
bringen uns vor allem in alle Fragen des 
Bahnverkehrs in Hamburg ein.

• Das Drama  am Hauptbahnhof und wie 
wichtig der jetzige Bahnhof Altona ist, 
um den Hauptbahnhof zu entlasten.

• Die 41 Bäume, die am und um den  
Diebsteich herum gefällt werden sollen.
Alle reden von Klimawandel, wir wollen 
die Bäume erhalten.

• Der denkmalgeschützte  
Diebsteich-Friedhof

• Das Thema Autoreisezüge  
und Nachtzüge

• Wir wollen mehr davon, vor allem mehr 
Nachtzüge durch Europa

• Das  Drama oder die Tragödie „Wester-
land-Bahnstrecke“

• Das Thema Bahnhof Altona und trotzdem 
am Bahnhof neue Wohnungen bauen

• Die Harkortstraße und das Thema Tem-
po 30 km/h 

• Und aktuell die angekündigte Sperrung 
des Bahnverkehrs zwischen Weihnach-
ten und Neujahr „Kein Zug bis Altona, 
kein Zug aus Altona heraus“

• Falls Diebsteich gebaut werden sollte, 
wird dann  6 Jahre lang jedes Jahr 
zwischen Weihnachten und Neujahr 
der Zugverkehr nach und von Altona 
eingestellt.

Wir suchen eine Lösung im politischen 
Dialog mit Bahn und Politik
Wir wollen vor allem mit der Deutschen Bahn 
und dem Hamburger Senat und der Ham-
burger Bürgerschaft einen bahn-politischen 
Dialog. Das Problem dabei: Deutsche Bahn 
und Hamburger Senat und SPD/CDU/Grü-
ne/FDP mauern massiv. Von Prellbock am 
liebsten: „Nichts Hören, Nichts 
Sehen, Nichts Sagen“

Allein die Linksfraktion der 
Bürgerschaft und  die Links-
fraktion der Altonaer Bezirks-
versammlung stellen sich der 
Diskussion und generieren 
interessante Statements und 
Senatsanfragen. Die Linke 
Hamburg will den Bahnhof Al-
tona erhalten.

Unsere ewige Frage nach 
Baukosten und Infrastruk-
turkosten
Über Kosten und über Geld wol-
len Deutsche Bahn und Senat 
am liebsten ganz und gar nicht 
reden. Wir sagen weiterhin, dass 
Diebsteich insgesamt 1 Milliarde 
€ kosten wird und eine Moder-
nisierung des jetzigen Bahnhofs 
Altona vielleicht 300 Millionen 
€. Dabei ist diese Frage für viele 
BürgerInnen sehr wichtig! Also 
vor allem, was kann eine Moder-
nisierung des jetzigen Bahnhofs 
Altona, an Geld sparen.

Prellbock – Ideenwerkstatt  
am 06.10.2018
Prellbock hat am 06.10.2018 mit 10 Ak-
tiven den gesamten Bahnhof und seine 
Umgebung „inspiziert“ um alle Ideen und 
Zukunftsfragen des Bahnhofs aufzuneh-
men, aufzuschreiben, zu fotografieren. Wie 
kann dieser Bahnhof modernisiert werden, 

um die Zukunft des Bahnverkehrs und des 
öffentlichen Nahverkehrs  gerecht zu wer-
den. Daraus wird „Prellbock-Ideen für die 
Zukunft des integrierten „Fern-Regional-
S-Bahn-Bus-Taxi-Fahrrad“ Mittelpunkt des 
Bezirks Altona“. Demnächst mehr.

Prellbock bleibt weiterhin eine aktive 
und sehr unabhängige Bürger-
initiative. 
Unser Selbstverständnis ist: „Wir 
lieben Bahn und den Altona Bahn-
hof“ Er ist für Altona ein wuchti-
ges und wichtiges Zentrum.
Mehr und alles Interessante auf 
www.prellbock-altona.de

Prellbock trifft sich jeden 4.Mitt-
woch zum  öffentlichen Jour-Fixe 
um 18.30 Uhr. Meistens in der 
Werkstatt 3 – Seminarraum.

Wer regelmäßig Informationen und 
News bekommen möchte, schrei-
be gerne an
info@prellbock-altona.de

Und am Donnerstag, den 
07.02.2019 19 Uhr präsentieren 
wir uns öffentlich im Altonaer 
Museum mit einer Veranstaltung 
innerhalb der Sonder-Ausstellung 
>>Zur Vereinbarkeit von Mobi-
lität und „Schöner wohnen in 
Altona“<<

Andreas Müller-Goldenstedt
amuego@gmx.net

Ein „Hurra“ zum Baustopp hallt durch den Bahnhof Altona
Bürgerinitiative Prellbock-Altona – der Bahnhof bleibt wo er ist 

Foto: Prellbock

Mal-Arbeiten am Prellbock. Foto: Prellbock
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Das Hamburger Bündnis für mehr 
Personal im Krankenhaus will da-
für sorgen. Doch der Senat klagt 

gegen den Volksentscheid für bedarfsge-
rechte Pflege.

Wer ins Krankenhaus muss, möchte sich dort 
sicher und gut versorgt fühlen. Dafür zahlen 
wir in Hamburg Steuern und Versicherungsbei-
träge. Doch es herrscht Pflegenotstand, auch 
an den Hamburger Krankenhäusern. Überlas-
tete Pflegekräfte hetzen von einem Zimmer 
ins nächste und unter höchstem Zeitdruck 
schuftende Reinigungskräfte kämpfen um 
rudimentäre Hygiene. Und die PatientInnen? 

Unterversorgt, vernachlässigt, gefährdet. Tat-
sächlich stehen der Zahl der PatientInnen in 
Deutschlands Krankenhäusern europaweit die 
wenigsten Pflegekräfte gegenüber. 

Das Hamburger Bündnis für mehr Personal 
im Krankenhaus hat deshalb im März den 
„Volksentscheid gegen Pflegenotstand im 
Krankenhaus“ ins Leben gerufen. Inhalt ist 
eine gesetzliche Regelung, die sicherstellt, 
dass in den Hamburger Krankenhäusern 
endlich so gepflegt und gereinigt wird, wie 
es die Menschen brauchen und verdienen. 
Fast 30000 Hamburgerinnen und Hambur-
ger haben dafür unterschrieben – innerhalb 
von nur drei Wochen. Ein Rekord. Und nicht 
nur in Hamburg kommt Bewegung auf. In 
vielen Bundesländern haben sich Bündnisse 
gegen den Pflegenotstand gegründet. Auch 
in Berlin, Bremen und sogar in Bayern lau-
fen erfolgversprechende Volksentscheide. 
Zudem gibt es erfolgreiche Streiks für mehr 
Personal, wie z.B. in NRW oder im Saarland.

Getrieben von dieser bundesweiten Bewe-
gung legte Gesundheitsminister Jens Spahn 
hektisch einen ungenügenden Gesetzent-
wurf vor, der im November vom Bundestag 

verabschiedet wurde. Die sehr grundsätz-
liche Kritik von Sozial– und Berufsverbän-
den, Gewerkschaften und aus der Wissen-
schaft wurde dabei ignoriert. Das Gesetz 
sei demnach eine Scheinlösung und die 
Personal-Untergrenzen sogar gefährlich: 
Untergrenzen bestimmen, dass nur in den 
allerschlimmsten Fällen - den schlechtes-
ten 25% -  mehr Personal eingesetzt werden 
muss. Der als Koryphäe geltende Hannove-
raner Pflegewissenschaftler Prof. Dr. Micha-
el Simon ist sicher, dass die oberen 75% sich 
nach unten anpassen, also Personal sogar 
abbauen werden. Erste Geschäftsleitungen 
haben genau dies auch schon signalisiert, 

wie dem Hamburger Bündnis auf dem Stutt-
garter Kongress „Krankenhaus statt Fabrik“ 
berichtet wurde.

Jens Spahns Personaluntergrenzen orientieren 
sich also nicht am Pflegebedarf, sondern am 
katastrophalen Ist-Zustand. Warum wird nicht 
der tatsächliche Bedarf der Menschen ermit-
telt und daran das Personal bemessen, wie 
es die Gesetzesvorlage des Hamburger Bünd-
nisses vorsieht? Nachdem der Bundestag die 
Finanzierung aller zusätzlichen Pflegestellen 
beschlossen hat, wäre der Weg dafür frei.

Doch der Hamburger Senat will von einer 
Personalbemessung am Bedarf der Pati-
entInnen nichts wissen. Er steht voll hinter 
Jens Spahns Mindestpflege. Mehr noch, der 
Volksentscheid gegen den Pflegenotstand 
wird entschlossen bekämpft. Rotgrün hat im 
November den Dialog mit dem Bündnis ab-
gebrochen und eine Verfassungsklage gegen
den Volksentscheid erhoben. Die Klage ist 
sehr dünn begründet und hat kaum Aussicht 
auf Erfolg. Die Koalition will damit nur Zeit 
gewinnen und das Thema aus dem beginnen-
den Wahlkampf heraushalten. Sie verlängert 
damit den Pflegenotstand. Die Beschäftigten 

bleiben überlastet und die PatientInnen ge-
fährdet. Übernahme politischer Verantwor-
tung sieht anders aus.

Denn die Spahnsche Mindestpflege ist nicht 
genug. Die Menschen in dieser Stadt verdie-
nen eine erstklassige Versorgung und der 
Volksentscheid gegen Pflegenotstand kann 
dafür sorgen. Diese große Chance darf sich 
Hamburg nicht entgehen lassen.

PatientInnen und Pflegekräfte müssen also 
weiter auf entschlossenes Handeln der Po-
litik drängen. Sie haben das Bündnis ge-
gründet um genau das zu tun. Pflegekräfte, 

Ärzte, Hebammen und viele andere engagie-
ren sich neben ihrem Beruf ehrenamtlich für 
eine gute und bedarfsgerechte Versorgung 
an den Hamburger Krankenhäusern. Und 
ihre Erfolge sprechen auch bundesweit eine 
deutliche Sprache: Der Pflegenotstand muss 
nicht nur beendet werden - er kann auch be-
endet werden. Eine Politik, die hier nur Kos-
metik betreibt, nehmen die Menschen nicht 
länger hin.

Florian Stender

Florian Stender ist Krankenkassenmitarbeiter 
und ehrenamtlich für das Hamburger Bündnis 
für mehr Personal im Krankenhaus aktiv.
Das Bündnis erhält keine öffentlichen Gelder 
und ist – gerade durch die Prozesskosten - 
vollständig auf Spenden angewiesen.
Zahlungsempfänger:  
Gemeingut in BürgerInnenhand e.V.
Verwendungszweck unbedingt angeben: 
Hamburg / Mehr Personal im Krankenhaus
IBAN: DE 2043 0609 6711 2422 9100
BIC: GENODEM 1 GLS
Spendenquittung ab 10€ möglich.  
Weitere Informationen:
www.pflegenotstand-hamburg.de

Hamburgs Krankenhäuser – sichere Orte?

Foto: Meike Saerbeck

Kommt der neue Fernbahnhof Diebsteich?
Unter diesem Titel fand am 6. Sep- 

tember eine gut besuchte Veran-
staltung mit Andreas Müller-Gol-

denstedt von der Bürgerinitiative „Prellbock“ 
im ASB-Seniorentreff in Altona-Nord statt. 

Die Bürgerinitiative Prellbock wurde im März 
2015 gegründet und setzt 
sich dafür ein, dass der Alto-
naer Bahnhof da bleibt, wo er 
ist und nicht zum Diebsteich 
verlegt wird. Ihre Aktionen 
werden durchgehend wohl-
wollend wahrgenommen: 
Wenn Mitglieder am Altona-
er Bahnhof Flugblätter und 
verteilen - meist am Freitag-
nachmittag - kommt häufig 
die Reaktion: „Ach, Prellbock, 
na was habt ihr denn Neues“, 
oder „gut dass es Euch gibt, 
ich bin auch dagegen“. 

Andreas Müller-Goldenstedt 
stellte die Argumente gegen die Bahnhofsver-
legung vor und wies darauf hin, dass sie bisher 
in keinem Fall widerlegt wurden. Der Hambur-
ger Senat und Deutsche Bahn AG hatten an-
fangs gedacht, sie könnten die Bürgerinitiative 
als eine Versammlung „spinnerter Eisenbahn-

rentner“ abtun. Das Lachen verging ihnen, 
als das Oberverwaltungsgericht Hamburg zu 
dem Schluss kam, die bisherige Planung des 
stadtbekannten Immobilien“entwicklers“ Pro-
com - verbandelt mit der Hamburger Sparkas-
se - und der DB AG leide unter erheblichen 
rechtlichen Mängeln und sei „voraussichtlich 

rechtswidrig“. Das schlug natürlich ein wie ein 
Bombe und ging durch die Presse der  ganzen 
Republik.

Aber entschieden wird erst im Hauptsache-
verfahren, voraussichtlich Mitte 2019. Bis 

dahin sind noch viele Akten zu lesen. Dabei 
ist man immer wieder erstaunt, wie schlam-
pig da geplant wurde: So fehlen in der Kapa-
zitätsberechnung für den neuen Bahnhof für 
das Jahr 2030 ca. 30% aller Nahverkehrszüge. 
Und die Präsidentin der Genehmigungsbehör-
de behauptet, den Bundesverkehrswegeplan 

2030 nicht zu kennen, 
der aber schon 2016 
veröffentlicht wurde. 
Diese Aussage muss-
te sie mittlerweile vor 
Gericht zurückziehen.

In den letzten Wochen 
versuchte die DB AG, 
trotz Baustopp, ge-
wisse Bauarbeiten am 
Diebsteich durchzu-
führen; eine Anfrage 
von Prellbock bei de-
ren Anwälten bewirk-
te, dass diese Arbeiten 
wieder eingestellt wur-

den...

Die Initiative freut sich über weitere Mitarbei-
terInnen und Spenden, aktuelle Informationen 
findet man unter http://prellbock-altona.de/

Werner Haertel

Foto: Angelika Ritschel

Foto: Birger Gente



Seite 21ALiNaSeite 20 ALiNa

Als ein elfköpfiges Team von Links-
politikerInnen und FilmemacherIn-
nen/FernsehjournalistInnen flie-

gen wir mit zwei DolmetscherInnen nach 
Erbil, der Hauptstadt der kurdischen Auto-
nomieregierung in Nordirak.

Wir fahren von Erbil aus mit zwei Autos zu 
dem einzigen offiziellen Grenzübergang 
zwischen der Kurdischen Autonomie Re-
gierung (Barsani) und Rojava am Harbur-
Fluss. Da bei uns die Bundestagsabge-
ordnete Zaklin Nastic mitreiste, die zuvor 
über den Deutschen Bundestag eine Ein-
reiseerlaubnis für sich und ihre Begleitung 
bekommen hatte, durften wir nach allerlei 
Stempelformalitäten den Fluss in einem 
kleinen Motorboot passieren.

Auf der anderen Seite war Rojava, wo ich 
noch nie zuvor gewesen war, gleichwohl 
ich dreißig Jahre lang verschiedenste Ge-
biete Kurdistans regelmäßig besucht hat-
te. Mein erster Eindruck war, dass ich in 
der Passstelle über dem Schreibtisch der 
Zuständigen ein großes Portrait Abdullah 
Öcalans als „Staatschef“ sah. Das war für 
mich hammerhart. Hatte ich doch 1991 
„Apo“ im Libanon persönlich kennenge-
lernt und mit höchstem Respekt verfolgt, 
wie er mit seinen Analysen und der Kraft 
seiner unter den KurdInnen überall an-
erkannten Führungspersönlichkeit rich-
tungsweisend bewirkt hatte, dass sich die 
PKK von einer marxistisch-leninistischen 
zu einer marxistisch-anarchistischen Be-
wegung entwickelte. In der Analyse des 
Kapitalismus und dessen zwangsläufiger 
Konsequenz von Krieg und Ausplünderung 
marxistisch, in der Frage des Aufbaus ei-

ner neuen Gesellschaftsform, sowohl in 
demokratischer als auch ökonomischer 
Hinsicht eher anarchistisch, geleitet von 
dem Gedanken der Kooperativen, der 
Gleichberechtigung der Geschlechter und 
Ethnien sowie des Konföderalismus.

Nun hing da 
plötzlich das 
Bild Apos als 
„ S t a a t s o b e r -
haupt“, während 
das Zeigen sei-
nes Bildes auf 
einer Fahne in 
Deutschland un-
ter Strafe steht, 
weil es Förde-
rung des Terro-
rismus bedeu-
tet. Natürlich 
dachte ich an 
Mandela, der 25 
Jahre im Knast 

saß – Apo hat es bis jetzt erst auf 19 Jah-
re gebracht – und wünschte mir, dass ihm 
vielleicht doch noch vor seinem Tod oder 
seiner Ermordung die gleiche genauso 
verdiente Ehre und Funktion wie Mandela 
zu Lebzeiten zukommen möge.

Empfangen bzw. begrüßt wurden wir von ei-
nem Komitee, das extra für uns gekommen 
war. Nach einigen gegenseitigen Ansprachen 
wurden wir auf 
einige Autos ver-
teilt, die von einer 
schwerbewaffne-
ten Eskorte be-
gleitet wurden.  

Wir fuhren zwei 
oder drei Stun-
den durch eine 
bergige Region, 
die vor allem 
von Pferdekopf-
pumpen geprägt 
war, wie ich sie 
auch aus Nie-
dersachsen oder 
der Gegend um Batman, der Erdölmetro-
pole der Türkei in der nach Diyarbakir und 
Wan wohl größten kurdischen Stadt in der 
Türkei kenne. Diese Pumpstationen, hatte 
man mir dort erklärt, förderten kein Erd-
öl, sondern pumpten Luft in die unterir-

dischen Ölfelder, um mittels des dadurch 
entstehenden Drucks das Öl andernorts 
zum Heraussprudeln zu bringen und da-
mit das Abzapfen zu ermöglichen. Unser 
Fahrer berichtete, dass die einst staatlich 
vom (Assad-)Regime kontrollierte Erdöl-
produktion in Rojava zunächst in die Hän-
de des IS gefallen war und dann von den 
KurdInnen übernommen wurde. Sie hätten 
sogar zumindest eine Raffinerie unter ihrer 
Kontrolle. Das so gewonnene Benzin bzw. 
den Diesel verkauften sie neben dem Ei-
genverbrauch nunmehr an das Regime 
(womit Assad bezeichnet wird), während 
Rohöl an die Kurdische Autonomie Region 
(Barsani) geliefert würde, nachdem dieser 
die Ölquellen bei Kirkuk und Mossul an 
den irakischen Zentralstaat hatte abgeben 
müssen. Diese Angaben wurden uns spä-
ter mehrfach bestätigt.

Dann kamen wir nach Quamislo, einer 
seit der kolonialen Aufteilung der Regi-
on nach dem 1. Weltkrieg zwischen der 
Türkei und Syrien geteilten kurdischen 
Großstadt. In dem türkischen Teil (Nusay-
bin) war ich mit Menschenrechts- oder 
Wahlbeobachtungs-Delegationen schon 
oft gewesen. Zuletzt 2015, kurz bevor die 
Stadt von der türkischen Armee weitge-
hend zerstört wurde, nachdem sich die 
Menschen samt ihrer Verwaltung von der 
Türkei losgesagt hatten. Nun sahen wir 
diesmal in der umgekehrten Richtung von 

Qamislo nach Nusaybin hinüber, über die 
in den vergangenen zwei Jahren von der 
Türkei errichtete 900 km lange von Sta-
cheldraht bekränzte Betonmauer, die der 
einstigen Grenzbefestigung der DDR um 
nichts nachstand.

Impressionen einer Delegationsreise nach Rojava 
Anfang Juni 2018

Im Stadtrat von Qamislo wurden wir wie 
eine Staatsdelegation von den stets weib-
lich/männlich Co-Vorsitzenden der poli-
tischen und der Verwaltungsebene emp-
fangen. Natürlich kreisten die Gespräche 
neben den üblichen Höflichkei-
ten immer wieder um die Frage, 
wie es denn möglich sein könne, 
dass Deutschland und Russland 
der Türkei den Einmarsch ih-
rer Truppen und Milizen in Afrin 
und seine Bombardierung durch 
NATO-Kampfjets gestattet und 
die Amerikaner dabei zugesehen 
hätten. Diese Fragestellung ergab 
sich bei allen weiteren Gesprä-
chen, und außer unserer Antwort, 
dass wir beschämt seien und na-
türlich weiter dagegen publizis-
tisch und im Bundestag angehen 
würden, konnten wir nicht viel 
Mutmachendes erwidern.

Nach der herzlichen Verabschie-
dung  fuhren wir über Amoude  
– einer Kleinstadt von gut zehn-
tausend EinwohnerInnen, in der 
die Gesamt-Rätevertretung (Par-
lament) von Rojava tagt - nach 
Kobani, jener legendären Stadt, in 
der nach einem mehrmonatigen 
Widerstand im Februar 2015 der 
Siegeszug des IS erstmals durchbrochen 
wurde. Bei den Auseinandersetzungen wa-
ren 70% der Hunderttausend-EinwohnerIn-
nen-Stadt zerstört worden. 48 Selbstmord-
attentäter – vorwiegend junge Männer aus 
Frankreich und Deutschland – hatten sich 
dort in die Luft gesprengt. Die Amerikaner 
hatten die durch die Wüste wie auf dem 

Präsentierteller heranrückenden Wagen-
Kolonnen des IS erst angegriffen, nach-
dem sie das Stadtzentrum erreicht hatten. 
Die Folge waren enorme Verluste unter 
der Zivilbevölkerung, den verteidigenden 
KämpferInnen der YPG/YPJ – mindestens 

2000 von ihnen sind als MärtyrerInnen 
gefallen - und Zerstörungen der Stadt, von 
der seither 40-60.000 Wohnungen wieder-
aufgebaut wurden. Als jemand, der seit 
vielen Jahren in Altona mit Stadtplanung 

befasst ist, war ich von dieser Aufbauleis-
tung genauso tief beeindruckt wie von der 
stadtplanerischen Gestaltung. In einem 
Zementwerk, das noch aus der Zeit des Re-
gimes stammt, wurden seit der Befreiung 
der Stadt vom IS Megatonnen Bauschutt 
zermahlen und zu Zement verarbeitet, und 
das in einem Rund-um-die-Uhr-Betrieb. 

Stadtplanerisch 
sagten mir die 
Mitglieder der 
Baukommission 
(natürlich pa-
ritätisch weib-
l ich/männl ich 
besetzt), dass 
sie zwar neben 
k o m m u n a l e n 
auch mit priva-
ten Baufirmen 
z u s a m m e n a r -
beiten würden, 
aber grundsätz-
lich keine Ge-
nehmigungen für 

mehr als dreigeschossige Bauvorhaben 
mit einem Staffel-/Dachgeschoss erteilen 
würden und der Zuschnitt der Wohnungen 
familiengerecht von den dafür zuständigen  
Komitees festgelegt würde. Auch die Höhe 
der Mieten wird in diesen Räten festgelegt, 

wobei bedürftige Familien, deren Haupt-
versorger gefallen sind, wenig oder gar 
nichts bezahlen müssen.

Am nächsten Tag fuhren wir weiter nach 
Minbij, einer Stadt mit fast hun-
derttausend EinwohnerInnen. 
Dort besuchten wir auch ein Aus-
bildungs-Camp der YPJ, der Frau-
en-Guerilla. Frauen sind in Rojava 
im Gegensatz zu Männern nicht 
wehrpflichtig. Allerdings beteiligen 
sich ca. 30% der jungen Frauen 
freiwillig am Militärdienst und sind 
mit Feuereifer dabei, für die erwor-
benen Rechte als Frauen notfalls 
auch in den Tod zu gehen. Die 
jungen Frauen in Uniformen, die 
z.T. aber auch neben ihrer militä-
rischen Ausbildung mit Lippenstif-
ten „geübt“ hatten, kicherten über 
mich als einen Weihnachtsmann 
und wollten gerne mit mir fotogra-
fiert werden – vermutlich, um die 
Fotos ihren Eltern zur Beruhigung 
zu senden.

Als abschließenden Teil meines Be-
richtes möchte ich noch das Frau-
en-Dorf erwähnen.. Frauen hatten 
unter dem Koordinationsrat des 
Frauenkomitees und mit Hilfe von 

kurdischen Männern und Internationalistin-
nen eine Viertelmillion Lehmziegel aus dem 
dortigen Boden gestochen, geformt, in der 
Sonne trocknen lassen und verarbeitet und 
damit 30 Häuser errichtet, die ausschließlich 
für Frauen mit oder ohne Kinder vorgesehen 
sind. Brunnen bis in 200 m Tiefe wurden ge-
bohrt, um die vielfältige Landwirtschaft mit 
Aprikosen-, Granatapfel- und Olivenbäumen 
voranzubringen; es gibt Aprikosen-, Granat-
apfel- und Olivenbäume sowie Gemüsebee-
te, eine Schaf-/Ziegenzucht mit angedock-
ter Käseproduktion wird aufgebaut. Geplant 
sind in diesem Dorf ein Gesundheitszent-
rum, eine Bäckerei und Werkstätten aller Art. 
Männer dürfen sich jederzeit am Aufbau die-
ser Strukturen beteiligen, haben aber nicht 
wirklich etwas zu sagen, was von einem Teil 
der kurdischen Bevölkerung aus den um-
liegenden Dörfern wie auch von mir etwas 
kritisch gesehen, aber irgendwie doch als 
etwas tolles Neues empfunden wird. Denn 
hier werden Frauen leben, die u.a. häusliche 
oder strukturelle Gewalt bzw. Gewalt durch 
den „IS“ erlebt haben, teilweise schwerst 
traumatisiert sind und sich im Moment nur 
inmitten von Frauen sicher und behaglich 
fühlen. Somit ist diese Unterstützung von 
kurdischen Männern als uneigennützige So-
lidarität zu sehen.

Robert Jarowoy 
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Eleanor Marx ( 1855-1898 ) war die 
jüngste Tochter von Jenny und Karl 
Marx. Geboren zu den besseren 

Zeiten der Flüchtlingsfamilie Marx in Lon-
don, nach den unfassbar harten Zeiten 
zu Beginn. Von allen geliebt, den älteren 
Schwestern Jenny und Laura, von der 
Mutter und vom Vater, liebte sie selbst 
und zeitlebens ihren Mohr (Kosename von 
Marx) abgöttisch. Sie starb erst 43 Jahr alt  
mutterseelenallein durch Suizid. 

„Die Chancen für Mädchen stehen um die-
se Zeit denkbar schlecht, ob in England 
oder in Deutschland. Sie dürfen weder 
Ärzte noch Rechtsanwälte noch Politiker 
werden. Der Zutritt zu Universitäten ist ih-
nen versagt. Töchter der unteren Klassen 
können wenigstens noch in Fabriken arbei-
ten. Für eine junge Frau der Gesellschaft 
ist das unmöglich. Für sie gibt es eigentlich 
nur zwei Perspektiven: die Ehe oder die Ar-
beit als Gouvernante“. 

Marx schreibt über das Kind an Engels, 
sie sei ein merkwürdiger Witzbold, der 
von sich selbst behauptet, „two brains“ 
zu haben, um ihr deutsches Gehirn von 
ihrem englischen zu unterscheiden. Sie 
wird von den Nachbarn nicht als Emigran-
tin, als Preußin wahrgenommen, sondern 
als geborene Engländerin. Niemand in der 
Nachbarschaft spricht von den „Marxens“, 
sondern von den „Tussys“, wenn sie die Fa-
milie Marx meinen. Tussy ist ihr Spitzname, 
den sie sich selbst gab. Er hat nichts mit 
der heute  damit verbundenen Frauenfeind-
lichkeit zu tun. Marx erfindet für sie nie 
endende Geschichten über den Zauberer 
Hans Röckle. Dieser hatte einen Laden mit 

den merkwürdigsten Dingen. Leider war er 
stets in Geldnöten. Da war es gut, wenn 
die verkauften Dinge nach einer Zeit immer 
wieder in den Laden zurückkehrten. 

1881 stirbt ihre Mutter Jenny im Alter von 
67 Jahren an Krebs, nur 14 Monate spä-
ter ihre 10 Jahre ältere bei Paris lebende 
Schwester Jenny Longuet an Blasenkrebs. 
Der Vater stirbt nur drei Monate später im 
gleichen Jahr, Wochen vor seinem 65. Ge-
burtstag. Eleanor führt seit Jahren seine 
Korrespondenz, hat quasi die Rolle der Mut-
ter als Sekretärin übernommen, macht Rei-
sen mit dem Vater, u.a. nach Karlsbad. Die 
junge Frau pflegt ihn, wie zuvor die Mutter, 
und nimmt dem Mann ihrer verstorbenen 
Schwester in dieser Zeit einen Sohn ab. 

Kurz nach des Vaters Tod lernt sie den 
Sozialisten Edward Aveling kennen, einen 
promovierten Biologen und Zoologen, den 
viele Zeitzeugen als dubiosen Charakter 
bezeichnen. Die Männer mögen ihn nicht. 
Frauen zieht er an. Als Ernest Radford, ein 
Freund von Eleanor, bemerkt, dass sich 
Aveling bei Marx  Beerdigung um Eleanor 
bemüht, fasst er seine Vorahnungen in ei-
nem Gedicht zusammen: „Er wisperte Lie-
be, für immer! Und ich, dessen Schmerz 
niemals endet, sah sie dort stehen in ihrem 
schönen Kleid, und ich wusste, dass ihre 
Liebe ewig dauern würde und seine falsche 
nicht länger als einen Tag.“ 

Und so kam es auch. Aveling hat sie im-
mer wieder betrogen. Eleanor war sicher 
ebenso von der bürgerlichen Ehe und le-
benslanger Liebe zueinander ihrer Eltern 
beeinflusst wie von den nicht weniger 
ernsthaften, aber unkonventionellen Be-
ziehungen von Friedrich Engels zu den pro-
letarischen irischen Burns-Schwestern, zu 
denen sie engen Kontakt hatte. Dass sie 
Aveling ertrug und bis zum Ende liebte, 
dazu gehörte sicher auch das Selbstbild 
einer modernen emanzipierten Frau. 

Eleanor wurde einer der bedeutendsten 
Sozialistinnen in Europa, die in ihrer Hei-
mat England, aber auch für die  deutsche 
Sozialdemokratie, ihre ganze Kraft tagtäg-
lich in den Kampf für ein besseres Leben 
der Menschen aus der Arbeiterinnenklas-
se legte. Die ihren Fähigkeiten, Talenten 
und Tätigkeiten als Politikerin, Journalis-
tin, Autorin angemessene Anerkennung, 
die ihr als Mann, natürlich auch materiell, 
selbstverständlich zu Teil geworden wäre, 
flossen ihr als Frau nur tröpfelnd bis wider-
willig zu. Das hat sie sehr belastet. 

Mit Sicherheit ebenso die Intrige, die August 
Bebel und Victor Adler spinnen, um an den 
Marx- Töchtern vorbei an die Manuskripte 
von Marx zu kommen. Zu diesem Zweck 
schleusen sie Louise Kautsky, die erste Ehe-
frau Kautskys, in den Haushalt Engels ein. 

Kurz vor ihrem Tod heiratet Aveling eine 
jüngere  Geliebte. Angeblich wurde er von 
den Angehörigen dazu gezwungen. Elea-
nor Marx, die Flauberts „Madame Bovary“ 
ins Englische übersetzte, tötet sich am 31. 
März 1898 wie die Romanfigur mit Blau-
säure. Sie ist 43 Jahre alt.

Dies und mehr erfährt man spannend er-
zählt in der Biographie von Eva Weisswei-
ler. Manches, was die Autorin schreibt ist 
spekulativ, und von ihrer Meinung beein-
flusst. Die Leserin muss selber einordnen, 
ob sie das teilt oder nicht. Ich meinerseits 
spekuliere, wenn Engels, der knapp drei 
Jahre zuvor starb, noch gelebt hätte, hät-
te sie sich nicht getötet. Das hätte sie ihm 
nicht antun wollen. Denn sie wusste, das 
hätte Engels sich nie verziehen. Er hatte 
seinem lebenslangen Freund versprochen, 
für dessen Töchter zu sorgen, und das tat 
er auch. Er hat Eleanor geliebt als wäre sie 
sein eigenes Kind, und sie hat das erwi-
dert. „Lady Liberty“ nannten sie übrigens 
die amerikanischen Sozialisten auf ihren 
beiden Reisen in die USA. Auf der ersten 
Reise begleitete sie Wilhelm Liebknecht, 
auf der zweiten Friedrich Engels.

vorgestellt von Heinz-Dieter Lechte

Eva Weissweiler
LADY LIBERTY
Das Leben der jüngsten Marx-
Tochter Eleanor
Hoffmann und Campe, € 26,-

Das Schicksal einer Frau 
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ER IST DA!
Der Wandkalender 2019  
vom Altonaer Manifest.

12 Brennpunkte und Initiativen 
werden im Kalender vorgestellt, 
mit Text und Kontaktdaten.

A4, 13 Blätter, beidseitig  
bedruckt. Spende 10 €,

Buchladen 213, 
Große Bergstraße 213

AM_Anzeige_Kalender.indd   2 19.11.18   15:34

Foto: Bianca Theis



Regelmäßige Termine

BEZIRKSVERBAND ALTONA

Mitgliederversammlung
Neuer Termin: Jeden vierten Montag im Monat um 19.30 Uhr
im Parteibüro Am Felde 2, 22765 Altona

Bezirksvorstandssitzung
Jeden dritten Montag im Monat um 19.00 Uhr
im Parteibüro Am Felde 2, 22765 Hamburg

Bezirksversammlung Altona
Jeden vierten Donnerstag im Monat um 18.00 Uhr
im Rathaus Altona, Kollegiensaal 1. Stock
Platz der Republik 1, 22765 Hamburg

Landesarbeitsgemeinschaft Kindheit 
und Jugend – Fachforum der Linken
Jeden zweiten Donnerstag im Monat um 19.15 Uhr
in der Geschäftsstelle der Bürgerschaftsfraktion
Lilienstraße 15, 20095 Hamburg

Kommunistische Plattform Clara Zetkin
Jeden vierten Montag im Monat um 19:00 Uhr
im Parteibüro am Felde 2, 22765 Altona
Volker Vödisch, Telefon: 01577-245 11 70,
volker-voedisch@t-online.de
mail@uliludwig.de

AG Frauen der LINKEN Altona
jeden 2. Donnerstag im Monat 18.30 Uhr
im Parteibüro Am Felde 2, 22765 Hamburg

Stadtteilgruppe Altona-Altstadt
Werner Haertel, Telefon: 040 – 200 54 67
jeden vierten Dienstag im Monat um 19:00 Uhr
im AWO-Treff Karl-Wolf-Str. 19/Ecke Chemnitzstraße , 22767 Hamburg 

Stadtteilgruppe Altona-Nord
Jeden zweiten Dienstag im Monat um 19:00 Uhr
im AWO Seniorentreff, Düppelstr. 20, 22769 Hamburg

Stadtteilgruppe Bahrenfeld
Volker Vödisch, Telefon: 01577-245 11 70,
volker-voedisch@t-online.de
Horst Schneider, horst.schneider@linksfraktion-altona.de
nächstes Treffen bitte erfragen

Stadtteilgruppe Elbvororte
nächstes Treffen bitte erfragen 
alina@die-linke-altona.de

Stadtteilgruppe Flottbek
Hasan Burgucuoglu, Telefon 0176-49380450 oder
Nico Scharfe, Telefon 0176-49151942
nächstes Treffen bitte erfragen

Stadtteilgruppe Lurup/Osdorf
Jeden dritten Mittwoch im Monat um 19.30 Uhr
im Stadtteilhaus Lurup (Lesecafé),
Böverstland 38, 22547 Hamburg

So erreichen Sie uns:
Web: 	 www.die-linke-altona.de
Mail: 	 info@die-linke-altona.de
Tel.: 	 040 – 41 35 85 20
Post: 	 DIE LINKE. Bezirksverband Altona
	 Am Felde 2 • 22765 Hamburg
Bank: 	 DIE LINKE.Altona
	 Hamburger Sparkasse | BLZ 200 505 50 | Konto 1268151923
	 IBAN: DE44 2005 0550 1268 1519 23 | BIC: HASPDEHHXXX

So erreichen Sie die ALiNa-Redaktion:
Mail: 	 alina@die-linke-altona.de
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Die Redaktion zu dieser Ausgabe 
Marlit Klaus, Heinz-Dieter Lechte,  
Volker Vödisch
Layout: Birger Gente
Korrekturgelesen durch: Werner Haertel

In eigener Sache:

Liebe Leserinnen und liebe Leser,

wir sind dankbar für Rückmeldungen zur ALiNa. Über Kritik, Anregung, Verbesserungsvorschläge sowohl zum Inhalt als auch zur 
Gestaltung würden wir uns freuen. Was gefällt Euch bzw. Ihnen, was wird vermisst, was sollten wir anders machen. Auch neue aktive 
Mitarbeiter*innen in der Redaktion und für die Gestaltung  sind herzlich willkommen.

Wir sind unter der Email-Adresse: alina@die-linke-altona.de erreichbar.


